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Naziaufmarsch in Venlo 


VENLO/NIEDERLANDE. Die neofaschisti- 
sche „Niederländische Volksunion“ 
(NVU) will am Samstag, den 26. Septem- 
ber, in der Grenzstadt Venlo eine De- 
monstration unter dem Motto „Gegen 
Kasino-Kapitalismus und Plutokratie! 
Ehrliche Gewinnverteilung für das Volk!“ 
durchführen. Die um 13 Uhr beginnende 
Demonstration soll „mit Beteiligung nie- 
derländischer und deutscher freier Kräf- 
te“ stattfinden, meldet der „Parteisekre- 
tär“ der NVU, Christian Malcoci. 
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Demo gegen Nazimuseum 


WOLFSBURG. Mehrere Tausend Men- 
schen wollen am 25. September gegen 
das geplante Museum von Neonazis in 
Wolfsburg demonstrieren. Unter der Fe- 
derführung der IG Metall ruft das Wolfs- 
burger Bündnis gegen rechts zu der 
Demo auf. „Außerdem wird es von sofort 
an jeden Sonnabend eine Mahnwache in 
der Fußgängerzone geben“ sagte Ge- 
werkschaftssprecher Willi Dörr am 8.9. 
Der rechtsextremistische Anwalt und 
NPD-Vize Jürgen Rieger hatte Anfang 
Juli angekündigt, in einem Wolfsburger 
Möbelhaus, das unmittelbar beim VW- 
Werk liegt, ein Museum einrichten zu 
wollen. Wegen der Werksferien bei VW 
habe die Gewerkschaft damals nicht zu 
einer Demo aufgerufen, berichtete die IG 
Metall. Am Freitag vor der Bundestags- 
wahl sollten die Wolfsburger nun jedoch 
„massiv Widerstand“ zeigen. 

Bereits am 1. September trafen sich die 
Wolfsburger Antifaschisten und hielten 
eine Mahnwache vor dem Möbelhaus 
Alsdorff an der Heinrich-Nordhoff-Stra- 
Be ab. Das Wolfsburger Bündnis gegen 
rechts hat empfohlen, sich ab dem 12. 
September jeden Samstag um 11 Uhr auf 
dem Hugo-Bork-Platz zu versammeln. 
Diese Mahnwache soll so lange gehen, 
bis den Nazis die Räumlichkeiten im Mö- 
belhaus Alsdorff endgültig entzogen sind. 

Quelle: Wolfsburger Bündnis 
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Nazi-Aufmarsch in Hannover: 
Polizei macht Nazis den Weg 
frei - 3500 bei Bunt statt Braun 


digter 300) Neonzis aus ganz 

Norddeutschland marschierten 
unter schwarz-weiß-roten und den 
schwarz-rot-goldenen Niedersachsen- 
Fahnen durch Hannovers Südstadt. Vor- 
her demonstrierten fast 3500 Menschen 
hinter dem Transparent „bunt statt braun“ 
durch die City. 

Es war der zweite Versuch von Nazis in 
diesem Jahr, in Hannover aufzumarschie- 
ren. Gegen den, für den 1. Mai 2009 an- 
gekündigten, Marsch von Tausenden be- 
sonders militanten Kameradschaften, ent- 
wickelte sich in Hannover und Nieder- 
sachsen eine große Bewegung, die 


. HANNOVER. 274 (statt angekün- 


schließlich dazu führte, dass der diesjäh- 
rige 1. Mai für die Nazis auch in letzter 
Gerichtsinstanz verboten blieb. 

Die NPD-Niedersachsen wollte das 
nicht auf sich sitzen lassen, musste sich 
aber für den 12. September mit einer 
Route entfernt von der Innenstadt zufrie- 
den geben. Um den DGB entwickelte 
sich ein politisch breites Bündnis, das 
auch Aktionen in der Südstadt ermöglich- 
te. Bei der Kundgebung des Bündnisses 
„bunt statt braun“ sagte der Propst der ka- 
tholischen Kirche, Martin Tenge: „Die 
braune Soße darf in den Köpfen der Men- 
schen keinen Platz finden“, 
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Heimatkundler auf 


Abwegen 

Bonn/DuisßurcG. Die „Gesellschaft für 
Heimatkunde Ost- und Westpreußen 
e.V.“, kurz „Prussia“, wurde 1972 ge- 
gründet und versteht sich als Nachfolge- 
rin der 1844 im damaligen Königsberg 
gegründeten „Alterthums-Gesellschaft 
Prussia“. Mit Vortragsveranstaltungen, 
Ausstellungen, Exkursionen und Veröf- 
fentlichungen will der Verein „dem mora- 
lischen Niedergang in Deutschland“ be- 
gegnen, der nach Auffassung des Vereins 
durch die „Geringschätzung der preußi- 
schen Tugenden“ entstanden ist. Darüber 
hinaus will der Verein den „in Ostpreußen 
verbliebenen Deutschen und den umge- 
siedelten Russlanddeutschen“ bei der 
„Bewahrung ihrer deutschen Identität“ 
helfen. Die Versammlungen der „Prussia“ 
finden zwei- bis dreimal jährlich im Vor- 
tragssaal des Museums „Stadt Königs- 
berg“ in Duisburg statt, wo sich auch die 
Sammlung des Vereins befindet. Betreut 
und verwaltet wird das Museum von der 
„Stadtgemeinschaft Königsberg/Pr.“ in 
Zusammenarbeit mit der Stadt Duisburg. 
Vorsitzender der „Prussia“ ist der Bonner 
Hochschulprofessor Günter Brilla. Der 
1927 im damaligen Königsberg geborene 
Brilla kandidierte bei der Kommunalwahl 
Ende August für die „Bürgerbewegung 
pro NRW“, die aus der extrem rechten 
„Bürgerbewegung pro Köln“ hervorge- 
gangen ist. „Pro NRW“ wird seit dieser 
Wahl im Bonner Stadtrat durch Nico 
Ernst repräsentiert. Dieser war früher für 
die Neonazi-,,‚Kameradschaft Rhein-Ahr“ 
und dann für die NPD aktiv. Mit Dr. 
Horst Hüttenbach kandidierte noch ein 
weiteres langjähriges Mitglied der „Prus- 
sia“ für „Pro NRW“ in Bonn. Der eben- 
falls aus Königsberg, dem heutigen Kali- 
ningrad, stammende Hüttenbach enga- 
gierte sich 1997 für die Gründung des 
„Bündnis für Deutschland“. Durch den 
Zusammenschluss verschiedener revan- 
chistischer und anderer extrem rechter 
Kleingruppen und Kleinparteien hoffte 
man auf einen Erfolg bei der Bundestags- 
wahl 1998. In einem Text von Hütten- 
bach, der 1997 unter der Überschrift „Zu- 
rück zur Normalität“ in der Zeitschrift 
„Unsere deutsche Heimat“, Organ des re- 
vanchistischen „Bund für Gesamt- 
deutschland“, abgedruckt wurde, fragte 
Hüttenbach unter anderem, ob es „nor- 
mal“ sei, „die Geschichte unseres Volkes 
auf 12 Jahre Nazizeit zu reduzieren, sich 
ständig selber zu beschmutzen — wie auch 
jetzt wieder durch die Wehrmachtsaus- 
stellung“. 

Mitglied des Vorstands der „Prussia“ 
ist auch Dr. Walter T. Rix aus Lindhöft. 
Rix arbeitete bis 2006 als Literaturwis- 
senschaftler und Wissenschaftlicher Di- 
rektor an der Christian-Albrechts-Univer- 
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sität in Kiel. Zu Beginn dieses Jahres ver- 
lieh die „Landsmannschaft Ostpreußen“ 
dem aus der Mark Brandenburg stam- 
menden Rix ihr „Goldenes Ehrenzei- 
chen“. Für seine „außergewöhnlichen 
Leistungen und seinen Einsatz für Ost- 
preußen und den Erhalt ostpreußischer 
Kulturgüter“. Als Vorsitzender des „Ku- 
ratoriums Arnau e.V.“ hat sich Rix u.a. 
für die Restaurierung der Kirche des Or- 
tes eingesetzt, worüber auch die russische 
Medien berichteten. Außerdem war Rix 
Gründer des „Ostdeutschen Literaturkrei- 
ses“ und arbeitet in der „Agnes-Miegel- 
Gesellschaft“ mit. Im „Ostpreußenblatt“ 
erschien im Jahr 2000 ein zweiteiliger 
Artikel von Rix über Arthur Moeller van 
den Bruck. Darin versucht Rix den „jung- 
konservativen“ Ideologen, der in hohem 
Maß zur Herausbildung der Ideologie des 
„Nationalsozialismus“ beitrug, in Schutz 
zu nehmen. In der neofaschistischen Zeit- 
schrift „Nation und Europa“, für die Rix 
in den 1970er und 1980er Jahren gele- 
gentlich schrieb, verfasste er u.a. einen 
Beitrag über den norwegischen Hitler- 
Verehrer Knut Hamsun. Auch in der ex- 
trem rechten Zeitschrift „Criticon“ er- 
schien ein Text von Rix. 1996 referierte 
Rix — neben Alfred Mechtersheimer, der 
im gleichen Jahr die nationalistische 
„Deutschlandbewegung“ gründete — auf 
der Jahreshauptversammlung des „Schul- 
verein zur Förderung der Russlanddeut- 
schen in Ostpreußen“. Dieser wurde zu 
jener Zeit von dem ehemaligen Bundes- 
führer der BHJ-Abspaltung „Die Heimat- 
treue Jugend“, Henning Pless, geleitet. 
2003 wurde Rix bei der extrem rechten 
„Staats- und Wirtschaftspolitischen Ge- 
sellschaft e.V.“ (SWG) als Referent ange- 
kündigt. Bei der SWG sollte der „treue 
Freund der Ostpreußen“ unter dem Titel 
„Dichter und Soldat: Schreiben mit dem 
Schwert“ über den NS-Schriftsteller und 
SS-Obersturmführer Edwin Erich Dwin- 
ger sprechen. hma 


Rüttgers kann’s nicht lassen 


DÜssELDoRF. Rüttgers hat mit Blick auf 
die Verlagerung der Nokia-Produktion im 
Sommer 2008 nach Rumänien auf Wahl- 
kampfkundgebungen zum nordrhein- 
westfälischen Kommunalwahl 2009 am 
26. August in Duisburg und am 28. Au- 
gust in Münster unter anderem gesagt: 

„Im Unterschied zu den Arbeitnehmern 
hier im Ruhrgebiet kommen die in Rumä- 
nien eben nicht morgens um sieben zur 
ersten Schicht und bleiben bis zum 
Schluss da. Sondern sie kommen und ge- 
hen, wann sie wollen, und wissen nicht, 
was sie tun.“ 

Erst einmal in Fahrt gekommen, wet- 
terte er auch noch gegen Chinesen: 

„Und wenn es sein muss, dann treffen 


wir noch irgendwelche Chinesen bei ir- 
gendwelchen Sachen im Rathaus, und 
wenn die dann nicht endlich in Duisburg 
investieren wollen, dann werden die auch 
noch gewürgt — so lange bis sie Duisburg 
schön finden.“ 

Die SPD hatte Videos (s.u.) der Wahl- 
kampfveranstaltungen von Ministerpräsi- 
dent Rüttgers öffentlich gemacht. Vorher 
hatten Rüttgers Aussagen keinen Men- 
schen aufgeregt. 

Die CDU empört sich: Sie seien in der 
SPD-Zentrale fürs Internet „frisiert‘“ wor- 
den, sagte der Generalsekretär der CDU 
in NRW, Hendrik Wüst. 

Die SPD hält dagegen: Wegen der Wie- 
derholung der Aussagen sei dies ein 
„wohl kalkulierter Bestandteil seiner 
Wahlkampfreden“, sagte der Generalse- 
kretär der NRW-SPD, Michael Groschek. 

Man erinnere sich noch an die „Kinder 
statt Inder“-Kampagne von Ministerprä- 
sident Rüttgers aus dem Landtagswahl- 
kampf im Jahr 2000. Auch dort ist Rütt- 
gers nur halbherzig zurückgerudert und 
hat weitergemacht. Rüttgers spielt gerne 
den Arbeiterführer. Es zeigt sich aber im- 
mer wieder: Er kann und will auch an- 
ders. 

Die Grüne Künast sagt zu Recht: „Was 
Rüttgers sagt, ist Rassismus pur [...] An 
dieser Stelle ist Jürgen Rüttgers Wieder- 
holungstäter“ Daher sei er als stellvertre- 
tender CDU-Vorsitzender nicht tragbar. 
„Ich fordere Frau Merkel auf, rasch und 
unmissverständlich Konsequenzen zu 
ziehen“ (netzeitung.de). 

„Es sei eine Schande, dass ein Minis- 
terpräsident Rumänen beleidige und Chi- 
nesen verspotte, sagte Vizekanzler Stein- 
meier am Samstag bei einer Wahlkampf- 
veranstaltung in Duisburg. Solche Äuße- 
rungen seien Wasser auf die Mühlen der 
Extremisten. Rüttgers ein Spalter.“ (zi- 
tiert nach netzeitung.de ebda.). 

Der Sozialdemokrat Ralf Jäger sagte 
der Rheinischen Post, „die Äußerungen 
lägen nahe an der Grenze zur Volksver- 
hetzung‘“. Und wo er Recht hat, hat er 
Recht! Rüttgers hat sich inzwischen ent- 
schuldigt, heißt es. Aber was heißt das 
wirklich? 

„Er habe niemanden beleidigen wollen: 
‚Wenn das doch geschehen ist, tut mir das 
leid‘“, so die Rheinische Post über Rütt- 
gers. „CDU-Generalsekretäir Hendrik 
Wüst fragt: ‚Was ist schlimm daran, wenn 
sich Jürgen Rüttgers vor die Arbeitneh- 
mer in NRW stellt?‘ Es sei bezeichnend 
für die SPD, dass sie Rüttgers angreift, 
wenn er sich für die Arbeitnehmer im 
Land einsetzte.“ 

Ist das etwa eine Entschuldigung? 
Nein. Das ist das Übliche: Es wird sich 
entschuldigt und die gleiche Aussage ab- 
geschwächt wiederholt. So machen unse- 
re Politiker es immer wieder. Als wenn 
das positive Herausstellen der Deutschen 
statt das Herabwürdigen ausländischer 
Landsleute etwas ändern würde. 
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Fortsetzung von Seite 1: Bunt statt braun 


Martin Kind, Unternehmer und Präsi- 
dent von Hannover96 kritisierte, dass 
„der Steuerzahler diese Partei mit diesem 
unwürdigen Denken zu finanzieren hat“. 
Und O-Ton von Oberbürgermeister Ste- 
phan Weil (SPD): „Hannover ist eine bis 
auf die Knochen demokratische Stadt“ 
(auweiha — der Verfasser). 

In der Abschlusskundgebung vorm 
Rathaus lud der Bezirksbürgermeister der 
Südstadt, Lothar Pollähne, alle Demons- 
tranten in seinen Stadtteil ein und ließ 
seinen Ärger über die polizeilichen „bela- 
gerungsartigen Zustände“ raus. Das ah- 
nend hatten sich bereits vor und nach der 
Bündnis-Auftaktkundgebung viele Ju- 
gendliche und Autonome in Richtung 
Nazi-Route begeben. Mit Blockaden 
wurde der NPD-Marsch verzögert, aber 
mit hartem Polizeieisatz aufgelöst. 

Auch von der Kundgebung am Rathaus 
begleiteten sehr Viele den Bezirksbürger- 
meister in sein Viertel. In der Südstadt 
hatten u.a. Kirchengemeinde, Geschäfte 
und Partei-Infostände alle Menschen be- 
wusst zu sich eingeladen. Dem Aufruf 
nach antifaschistischem Fensterschmuck, 
Musik und buntem Konfetti für Nazis wa- 
ren viele Anwohner gefolgt. Nur wenigen 
Demonstranten, Gästen und Anwohnern 
gelang es, vorbei an Absperrungen und 
Wasserwerfern oder über Grundstücke 
auf die Nazi-Route zu gelangen. Immer 
wieder staatlicher Pfefferspray und CS- 
Gas gegen Verteidigende der Demokratie. 
Großer Beifall aus umliegenden Straßen, 
als hoch oben auf dem Dach des Henriet- 
tenstift Antifa-Fahnen grüßen. Lautes 
„Nazis raus“ aus dem Viertel, als entfernt 
die Faschisten vorbei ziehen. 

Die Nazis nutzten ihre genehmigte Zeit 
aus. Dieter Riefling/ Hildesheim und Jür- 
gen Rieger halten Reden von „deutschem 
Widerstand“, und „Arbeitsplätze für Deut- 
sche“. Riegers Rede war für eine Kamera- 


tration im Mai eher verhalten war. 


Verbot wäre möglich gewesen 


Bedauerlich ist, dass, wie so oft, das Verbot für die Nazis, durch die Stadt zu marschieren, organisato- 
risch begründet wurde. Ihr Aufruf „Sturmfest und erdverwachsen“” hätte Anhaltspunkte geboten, den Auf- 
marsch zu verbieten. In dem Aufruf wurde gehetzt; „Es ist kaum zu glauben, aber mittlerweile befinden 
sich schon 15-16 Millionen Ausländer in Deutschland! In Hannover haben fast 50 % der Neugeborenen 
keine deutschen Eltern mehr, in vielen Schulklassen gibt es kaum noch deutsche Kinder. Und ein Ende der 
Überfremdungspolitik ist nicht in Sicht, denn Millionen weitere Ausländer sind von der Berliner Politmafia 
mit Zuwanderungsgesetzen herzlich eingeladen worden, sich „integrieren” zu lassen - ... Millionen ar- 
beitslose Deutsche erhalten zusätzliche Konkurrenz auf dem deutschen Arbeitsmarkt durch Millionen Aus- 
länder! ... Auch gesellschaftlich und kulturell hat die Überfremdungspolitik zu einer bedrohlichen Ent- 
wicklung geführt. Multikulti ist de facto gescheitert, ganze Stadtteile verslummen regelrecht, Fremde füh- 
len sich immer mehr wie die Herren im Hause, insbesondere Ausländer aus völlig fremden Kulturkreisen 
spielen eine maßgebliche Rolle bei organisierter Kriminalität sowie Schwerverbrechen, das soziale Volks- 
gefüge in Deutschland wird immer weiter zersetzt. ... Wir brauchen keine Zuwanderung und Integration, 
sondern eine sichere und sozial gerechte deutsche Zukunftl” 

In einer Rede am 1. September in Wolfsburg hat ein Vertreter der IG Metall ausgeführt: „Die Demo- 
gogie der Jürgen Riegers, Horst Mahlers und Thomas Wulffs gleicht jener der Nazis vor 1933. Selbst die 
Losungen ähneln sich. Mit Parolen wie „Ausländer raus” und „Gute Heimreise” wird wieder suggeriert, 
dass Ausländer unser Unglück seien. Nationalismus, Chauvinismus, Rassismus und nicht zuletzt der laten- 
te Antisemitismus ist ihr ideologischer roter Faden. .. 
Rechtsextremismus ... politisch und mit allen Mitteln des Rechtsstaates entgegengetreten wird.“ 

Dies gilt auch für Hannover und muss künftig noch deutlicher zum Ausdruck kommen, vor allem von Sei- 
ten der gewählten Stadivertreter, deren Protest im Vorfeld im Gegensatz zu der geplanten Nazidemons- 


.“ Und „Alle tragen Verantwortung dafür, dass dem 


- Finale war am 


din zu viel. Sie kippte einfach um und kam 
in eine Klinik. Aufmarsch-Anmelder und 
NPD-Landesvorsitzender Adolf Dam- 
mann erhält nachträglich eine Anzeige der 
Polizei, weil die Lautstärke von 90 Dezi- 
bel oft nicht eingehalten wurde. 
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2300 Polizisten waren eingesetzt, um 
die NPD-Propaganda zu ermöglichen. 
Der Hauptbahnhof war lange Zeit nur mit 
Fahrkarte zu betreten. (aha, Fahrkarte im 
Bahnhof kaufen ist out). Mindestens 51 
NazigegnerInnen wurden festgenommen, 
meist wegen Vermummung. So z.B. 
friedliche schwarzgekleidete Jugendli- 
che, die nicht schnell genug mit abzie- 
henden DemonstrantInnen verschwan- 
den. Unterdessen demolierten Nazis hin- 
term Hauptbahnhof zwei vermeintliche 
Pkw’s von Antifas. Auch ein großes Ha- 
kenkreuz wurde in den Lack geritzt. 

Das Antifaschistische Aktionsbündnis 
kommentiert: „Antifaschist_innen und 
Anwohner_innen haben deutlich ge- 
macht, dass sie sich den Nazis entgegen- 
stellen wollen. Die Polizei hat diesen le- 
gitimen Widerstand verhindert und sich 
so zum Handlanger für die Interessen der 
Nazis gemacht.“ 


Nachtrag: Während im traditionell 
knallroten MigrantInnen- und ArbeiterIn- 
nen-Stadtteil von Hannover-Linden Anti- 
faschismus tausendfach plakatiert wird, 
wohnt völlig unbehelligt mittendrin Han- 
novers NPD-Bundestagskandidat Wil- 
fried Friedel Aldag. CBEH 
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Künast hat Recht: Rassismus pur! 
Nachtrag: Die CDU lässt nicht locker: 
In Verkehrung des Ursache-Wirkungs- 
Prinzips wettert Integrationsminister La- 
schet nun in den Westfälischen Nachrich- 
ten gegen Rüttgers’ Kritiker: „Wer Jürgen 
Rüttgers Ausländerfeindlichkeit unter- 
stellt, vergiftet das Klima in unserem 
Land“, so Laschet. Auch er wiederholt 
die These des „aus dem Zusammenhang 
gerissenen Videoausschnitts“. 
von/jgn il 


CSU-Vorstoß für NPD-Verbot 
ist Augenwischerei 


BERLIN. „Die CSU-Pläne für ein neues 
NPD-Verbotsverfahren sind nichts als un- 
seriöse Augenwischerei“, erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, Ulla Jelpke, nach der An- 
kündigung von Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann, bis zum kommenden 
Sommer eine Klage vor dem Bundesver- 
fassungsgericht zum Verbot der rechtsex- 
tremen Partei vorzubereiten. Jelpke wei- 
ter: „Kein Zweifel: die NPD als Haupt- 
kraft im rechtsextremen Lager muss ver- 
boten werden. Das ist schon deshalb ge- 
boten, damit die menschenverachtende 
Hetze der Neonazis nicht weiter durch 
die staatliche Parteienfinanzierung sub- 
ventioniert wird. 

Voraussetzung für ein erfolgreiches 
Verbotsverfahren ist jedoch, dass die 
Spitzel des Verfassungsschutzes in den 
Gremien der NPD rechtzeitig abgeschal- 
tet werden. Diese Bedingung hat das 
Bundesverfassungsgericht bei Abschluss 
des gescheiterten ersten NPD-Verbots- 
verfahrens 2003 eindeutig formuliert. 

Da die bayerische Landesregierung 
ebenso wie Bundesinnenminister Wolf- 
gang Schäuble einen Abzug der V-Leute 
ablehnt, ist Herrmanns Ruf nach einem 
neuen NPD-Verbotsverfahren nur ein 
durchsichtiges wahltaktisches Manöver. 
Dagegen wird DIE LINKE weiter für die 
Abschaltung der nutzlosen und oftmals 
auch gefährlichen V-Leute in der NPD 
eintreten.“ Ulla Jelpke, MdB 

Innenpolitische Sprecherin 
Fraktion DIE LINKE. 


Herrmanns NPD-Verbots- 
initiative verspricht keinen 


Erfolg 

SPD-Fraktionschef Franz Maget: Wäre 
sofort dafür, diese Partei zu verbieten 
MÜNCHEN, 10.9.09. Der SPD-Fraktions- 
vorsitzende Franz Maget hält den neuerli- 
chen Anlauf von Innenminister Joachim 
Hermann zum Verbot der rechtsextremen 
NPD für wenig erfolgversprechend. Ma- 
get: „Herrmann spielt hier mit gezinkten 
Karten. Er ist der Hauptschuldige dafür, 
dass ein neuerlicher NPD-Verbotsantrag 
vor dem Bundesverfassungsgericht schon 
deshalb scheitern würde, weil der bayeri- 
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sche Verfassungsschutz die NPD-Füh- 
rung mit V-Leuten durchsetzt hat.“ Und 
in den letzten Monaten sei es ausgerech- 
net Bayern gewesen, das bei der Länder- 
abfrage über die Verfassungsfeindlichkeit 
der NPD besonders wenige Informatio- 
nen beigesteuert habe, so der SPD-Frakti- 
onschef. „Ich wäre sofort dafür, diese 
Partei zu verbieten, befürchte aber, dass 
der Antrag scheitern könnte.“ 
www.spd-landtag.de I 


NPD-Verbot: Herrmanns 
Populismus 


Grüne: Neuer Anlauf ist zum Scheitern 
verurteilt 

MÜNCHEN (BEA). Die Grünen im Bayeri- 
schen Landtag fordern die Staatsregie- 
rung zu mehr Seriosität im Umgang mit 
einem möglichen NPD-Verbotsverfahren 
auf. „Pünktlich zu Wahlkampfzeiten zieht 
Innenminister Herrmann einen neuen An- 
lauf für ein NPD-Verbotsverfahren aus 
der Tasche und will dabei gleichzeitig die 
Beobachtung durch V-Leute beibehal- 
ten“, erklärt die innenpolitische Spreche- 
rin Susanna Tausendfreund. Dies sei aber 
exakt das Vorgehen, das zum Scheitern 
des letzten NPD-Verbotsverfahrens ge- 
führt habe. „Die Staatsregierung hat sich 
vor dem Bundesverfassungsgericht oft 
genug eine blutige Nase geholt. Gerade 
bei diesem Thema ist größte Sensibilität 
geboten. Wenn ein Verbotsverfahren ein 
zweites Mal scheitern würde, wäre das 
katastrophal für die Demokratie.“ 

Die Landtagsgrünen fordern die Staats- 
regierung auf, ein umfassendes Konzept 
zur Bekämpfung des Rechtsextremismus 
vorzulegen und keine juristisch unhaltba- 
ren Schnellschüsse. Susanna Tausend- 
freund: „Nur durch eine lebendige demo- 
kratische Kultur und die Unterstützung 
der Zivilgesellschaft im Kampf gegen 
Neonazis kann der Rechtsextremismus 
wirksam bekämpft werden.“ 

www.gruene-fraktion-bayern.de 


Keine Nazis in die Parla- 
mente - IG Metall-Jugend 


zur Bundestagswahl 
Auch im Wahljahr 2009 verkünden anti- 
demokratische Strömungen der extremen 
Rechten ihre Parolen. Die vergangenen 
Landtagswahlen bescheinigen rechtsex- 
tremen Parteien erschreckende Wahler- 
folge. In Thüringen konnte die NPD ihren 
Stimmenanteil mehr als verdoppeln und 
scheiterte nur knapp an der Fünf Prozent- 
Hürde. In Sachsen gelang ihr — trotz 
Stimmverlusten — zum ersten Mal der 
Wiedereinzug in ein Landesparlament. 

Damit eröffnen sich der Partei weitere 
Quellen der staatlichen Parteienfinanzie- 
rung. Und auch die Gründung einer par- 
teinahen Stiftung rückt nun in den Be- 
reich des Möglichen. 

Rechtsextreme Parteien nutzen die so- 


zialen Abstiegsängste der Menschen und 
versuchen sozialpolitische Themen zu 
besetzen. Auf Demonstrationen mit bru- 
talen gewalttätigen Übergriffen — wie 
nach der Gedenkkundgebung „DenkMal“ 
in Dresden im Frühjahr 2009 oder am 1. 
Mai in Dortmund — ebenso wie im Be- 
trieb. 

Die IG Metall-Jugend hat ein Baustein- 
konzept entwickelt, das betriebliche und 
örtliche Akteure zu Solidarität und kon- 
kretem Handeln ermutigen möchte. Das 
Konzept ist einsetzbar zur Arbeit in den 
Orts- und Bezirksjugendausschüssen, in 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
und weiteren Veranstaltungen. Die Bot- 
schaft der Materialien ist klar: Alle ge- 


Foto: K. Richert 


meinsam können durch ihre Beteiligung 
an Wahlen verhindern, dass rechtsextre- 
me Parteien in die Parlamente einziehen. 

Dazu wurden Präsentationen für Erst- 
wählerInnen und zur sozialen Demagogie 
der Neonazis entwickelt, die auf Jugend- 
auszubildenden-Versammlungen genutzt 
werden können. Der Flyer „Nazis ma- 
chen einen auf sozial! Wir sind es!“ prä- 
sentiert die gewerkschaftlichen Positio- 
nen. Ergänzt werden diese Angebote 
durch eine Argumentationshilfe zu den 
gängigen rechtspopulistischen Stamm- 
tischparolen. Sie liefert Fakten, mit denen 
auf rechtsextreme Äußerungen reagiert 
werden kann. 

Das Konzept basiert darauf, dass jedeR 
etwas tun kann und setzt darauf, die Ar- 
beit gegen Rechtsextremismus in die Be- 
triebe und auf die Jugendauszubildenden- 
versammlungen zu tragen. Die Botschaft 
hierbei ist klar: Jede/r Auszubildende, der 
sich für die Wahl einer demokratischen 
Partei entscheidet, leistet einen Beitrag 
im Kampf gegen Rechtsextremismus. 

Quelle: Publikation „Aktiv + Gleich- 
berechtigt September 2009“ I 


Mit Strache gegen 
„Kameradenschweine” 


ÖSTERREICH. Die neonazistische Inter- 
netseite alpen-donau echauffierte sich 
Mitte September einmal mehr über die 
Grünen, die sich herausgenommen hat- 
ten, „für Deserteure der Wehrmacht oder 


besser gesagt für Kameradenschweine 
ein Denkmal am Heldenplatz“ zu errich- 
ten. Demgegenüber hat sich FPÖ-Ob- 
mann Heinz-Christian Strache im Sinne 
der Neonazis und ablehnend gegenüber 
einer vollständigen Rehabilitation von 
Wehrmachtsdeserteuren geäußert. alpen- 
donau zitiert Strache zustimmend: „De- 
serteure waren Menschen, die eigene Ka- 
meraden und Soldaten vielleicht teilweise 
auch erschossen und umgebracht haben, 
und deshalb ist das eine sehr negativ und 
kritisch zu bewertende Situation.“ 

Im alpen-donau-Forum zeigt sich ein 
„Frontsoldat“ überrascht, „dass Herr 
Strache wieder mal etwas Positives von 
sich gibt“. Der Neonazi fügt abschlie- 
ßend hinzu: „Man darf hier keine milden 
Worte verwenden und um den heißen 
Brei herumreden. Deserteure waren, sind 
und bleiben Kameradenmörder, verab- 
scheuenswürdige Kreaturen, welche öf- 
fentlich gebrandmarkt gehören! Genauso 
wie alle anderen Minusmenschen, welche 
ihr eigenes Volk im Stich ließen und mit 
den alliierten Bestien paktieren!“ 

wwu.doew.at il 


Gedenken an die Opfer der 
Euthanasie aus der Heil- 


und Pflegeanstalt Werneck 
Samstag, den 3. Oktober - 18.00 Uhr, 
im Schlosspark Werneck, am Denk- 
mal der Opfer 

Die verbrecherischen Pläne der Nazis 
umfassten auch die Ermordung von be- 
hinderten Menschen als sogenanntes „le- 
bensunwertes Leben“. 

In Werneck wurde vom 3. - 6. Oktober 
1940 ein Großteil der Patienten in andere 
Anstalten verschleppt, um sie dort direkt 
oder über Umwege zu ermorden. Bereits 
vorher hatten auch Wernecker Patienten 
unter Zwangssterilisierung, Menschen- 
versuchen, und immer schlechteren Le- 
bensbedingungen zu leiden. 

Seit 1939 organisierte die „Aktion T4“ 
von Berlin aus die skrupellose Ermor- 
dung von Behinderten. Im Juli 1940 be- 
gann man die lückenlose Erfassung und 
Einstufung der Patienten. Die Entschei- 
dung über Leben und Tod erfolgte dann 
aufgrund der ausgefüllten Fragebögen in 
Berlin. 

In Werneck wurde die Verschleppung 
in den Tod mit der Auflösung der Anstalt 
organisatorisch zusammengelegt und so 
geschickt verschleiert. Die Erfahrungen 
mit der massenhaften Ermordung psy- 
chisch Kranker wurden dann ab 1941 für 
die Vernichtung jüdischer Menschen ge- 
nutzt. 

Von Ärzten und Pflegern des heutigen 
Krankenhauses konnten inzwischen die 
meisten der damaligen Patientenschick- 
sale erforscht werden. 

Die Veranstaltung wird organisiert von 
Pax’s an - Initiative für Menschenrechte, 
Werneck. 


Grafeneck 1939/40 - 
Geschichte und Erinnerung 


STUTTGART. Im Jahr 1928 hatte die evan- 
gelische Samariterstiftung in Stuttgart 
Schloss Grafeneck auf der Schwäbischen 
Alb erworben, um dort ein Behinderten- 
heim aufzubauen — das Samariterstift 
Grafeneck. Kurz nach Beginn des Zwei- 
ten Weltkrieges, im Oktober _ 
1939, wurde Grafeneck vom In- 
nenministerium Württemberg 
beschlagnahmt und in eine Tö- 
tungsfabrik für Kranke und Be- 
hinderte umgewandelt — die ers- 
te Vernichtungsstätte auf deut- 
schem Boden, in der industriell 
gemordet wurde. Am 18. Januar 
1940 begannen in einer Gas- 
kammer in Grafeneck die syste- 
matischen Tötungen der „Akti- 
on T4“, denen bis Dezember 
desselben Jahres 10.654 in Gra- 
feneck, und bis August 1941 _ 
reichsweit über 70.000 geistig 
behinderte und psychisch kranke Men- 
schen — von den Tätern als „lebensunwer- 
tes Leben“ bezeichnet - zum Opfer fie- 
len. 

Nach jahrzehntelangem Schweigen 
entstand 1990 - 50 Jahre nach den „Eut- 
hanasie“-Morden - unter dem Motto: 
„Das Gedenken braucht einen Ort“, die 
Gedenkstätte Grafeneck, die seit Oktober 
2005 durch ein Dokumentationszentrum 
ergänzt wird. Die Gedenkstätte Grafen- 
eck ist heute Teil einer „Gedenkland- 
schaft“ von Orten, die an die Opfer der 
nationalsozialistischen „Euthanasie“ er- 
innern. Vom 13. bis 16. Oktober 2009 soll 
— 70 Jahre nach der Beschlagnahme des 
damaligen Samariterstifts - mit einer vio- 
letten Farbspur von Grafeneck zum In- 
nenministerium in Stuttgart der Blick auf 
die Beteiligung der öffentlichen Verwal- 
tung an den Kranken- und Behinderten- 
morden gerichtet werden. 

Thomas Stöckle, Historiker und Leiter 
der Gedenkstätte Grafeneck, beschreibt 
in seinem Vortrag Ausmaß und Hinter- 
gründe der NS-,‚Euthanasie“ in Südwest- 
deutschland, fragt nach Opfern und Tä- 
tern und geht auf die Geschichte Grafen- 
ecks nach 1945 ein. Nach einer Diskussi- 
ons- und Fragerunde wird Harald Habich 
vom zentralen Arbeitskreis „Euthanasie“ 
der Stuttgarter Stolperstein-Initiativen 
die „Spur der Erinnerung“ mit Begleit- 
programm vorstellen. 

NaturFreunde Matinee 

Sonntag, 27. September 2009, 
10.30 Uhr, Clara-Zetkin-Haus Sillen- 
buch, Gorch-Fock-Str. 26 


Die ehemaligen Lager der 
Zwangsarbeiter 


SCHWEINFURT. In Schweinfurt waren in 
der Nazi-Diktatur ca. 9 - 12000 Men- 
schen als Zwangsarbeiter eingesetzt, die 


hauptsächlich in der Großindustrie arbei- 
ten mussten. Untergebracht in Baracken 
in großen Lager-Komplexen z.T. mit Sta- 
cheldraht umzäunt und von Posten be- 
wacht. In nahezu rechtloser Stellung 
zwang man sie unter unmenschlichen und 
zerstörerischen Bedingungen für das 
deutsche Reich zu arbeiten. 

Die Lager standen hauptsächlich in der 


Zwei verschleppte junge polnische 
Zwangsarbeiterinnen, die bei Kugel- 
fischer arbeiten mussten 


Nähe der großen Fabriken Fichtel & 
Sachs, Vereinigte Kugellager-fabriken, 
Rotenburger Metallwerke, Deutsche Star 
im Stadtteil Oberndorf. 

Nun wird erstmalig eine Führung ent- 
lang der heutigen Fabriken und damali- 
gen Lagern an. Sie führt durch die 
Schweinfurter Vergangenheit zu Stätten 
des Faschismus und der Unterdrückung. 
Wir gehen ein auf die Rolle der Schwein- 
furter Industrie und die Lage der Zwangs- 
arbeiter aus vielen Ländern, stellen vor 
Ort die Hinter-gründe, Verhältnisse und 
die diskriminierende Behandlung dar. 
Die Initiative gegen das Vergessen 
Schweinfurt“ bietet diese Führung in Ko- 
operation mit dem Bürger- und Kultur- 
verein Oberndorf e.V. 1997 an: 

„Wir berichten über Einzelschicksale 
mit Fotos und Dokumenten und zitieren 
aus ihren Briefen, Interviews und Auf- 
schreibungen. Die Fakten wurden über 
Jahrelange Arbeit und Recherche zu ei- 
nem Puzzle zusammengetragen und sind 
belegt und dokumentiert. In ca. 90 Minu- 
ten werden die Fakten aus dieser Zeit le- 
bendig dargestellt, anschließend besteht 
die Möglichkeit im „alten Feuerwehr- 
haus“ in Oberndorf darüber zu reden, 
nachzufragen und etwas zu trinken.“ 

Freitag, 2. Oktober 2009, 17.30 in der 
Ufer-Straße vor dem SKF-Parkplatz. Lei- 
tung Klaus Hofmann (Initiative gegen das 
Vergessen). Anmeldungen erforderlich 
bei: Marianne Prowald, Tel: 09721 
802480 oder Bernd Köppel, Tel: 09721 
84978. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt! 
Bei Bedarf werden weitere Termine an- 
geboten. 

www.zwangsarbeit-schweinfurt.de und 

www.bkvo.de II 
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Mitglieder von Pro Köln haben 
; zusammen mit politisch Gleichge- 

sinnten und kommunalen rechten 
Mandatsträgern die „Bürgerbewegung 
pro NRW“ ins Leben gerufen. Das vor- 
rangige Ziel war die Teilnahme an der 
Kommunalwahl 2009 außerhalb von 
Köln in zahlreichen Städten und Kreisen. 

Die „Bürgerbewegung pro NRW“ führ- 
te im September 2007 ihren Gründungs- 
parteitag in der ehemaligen Bundes- 
hauptstadt Bonn durch. Unter der Ver- 
sammlungsleitung durch den Sprecher 
der rassistischen „Bürgerbewegung pro 
München“ beschlossen die über 200 De- 
legierten aus ganz Nordrhein-Westfalen 
die Umwandlung zu einer landesweiten 
Regionalpartei, die sich sowohl an den 
Kommunalwahlen 2009 als auch an der 
Landtagswahl 2010 beteiligen wird. Zum 
ersten Vorsitzenden wurde der Pro-Köln- 
Vorsitzende Markus Beisicht gewählt. 
Neben Beisicht wurde Markus Wiener 
zum Generalsekretär gewählt. Als stell- 
vertretende Vorsitzende gingen aus den 
Wahlen der 29-jährige Gelsenkirchener 
Kevin Gareth Hauer, Daniel Schöppe aus 
Dormagen, Manfred Rouhs, Köln, und 
Dieter Danielzick aus Troisdorf hervor. 
Zur Schatzmeisterin wurde die Pro-Köln- 
Fraktionsvorsitzende Judith Wolter ge- 
wählt, das Amt des Schriftführers bekam 
der Leverkusener Jörg Frischauf. Landes- 
geschäftsführer wurde Bernd M. Schöp- 
pe. Als Beisitzer setzten sich Stefanie 
Wohlfart aus Gelsenkirchen, der Dort- 
munder Andre Picker, der Duisburger An- 
dreas Akwara, Armin Weyrich aus Rade- 
vormwald, die Gummersbacherin Jenni- 
fer Pasenow, , Thomas Bendt aus Viersen, 
der pro-Köln-Fraktionsvorsitzende in der 
Bezirksvertretung Chorweiler Martin 
Schöppe, Torsten Uhlenbrock aus Köln 
und der Essener Apotheker Henryk Dy- 
kier durch. Zum Präsidenten des Schieds- 
gerichtes wurde der Kölner Rechtsanwalt 
Volker Jung bestellt, und als Rechnungs- 
prüfer fungieren Gabriele Beisicht sowie 
die Sprecherin der Ehrenfelder Anwoh- 
nerinitiative gegen die Großmoschee, 
Marylin Anderegg. 

Die Gründung von Pro NRW stellte 
aber nicht nur eine Ausdehnung des Mo- 
dells Pro Köln auf andere Städte in NRW 
dar, sondern auch den Startschuss für ei- 
nen Wahlantritt bei den Landtagswahlen 
2010. Der Vorsitzende Markus Beisicht 
stellte fest:! „Wir sind davon überzeugt, 
dass dieses Modell im Prinzip auf jede 
Stadt übertragen werden kann. (...) Kon- 
sequente Basisarbeit ist der Schlüssel 
zum Erfolg. Wir sprechen die Menschen 
direkt vor Ort auf Probleme an, die sie 
bedrücken und die von den etablierten 
Parteien ignoriert werden: Islamisierung, 
Überfremdung, Kriminalität und politi- 
scher Filz samt ausufernder Korruption in 
der öffentlichen Verwaltung. Je unmittel- 
barer die Bürger dabei von Missständen 
betroffen sind, um so eher kann man sie 
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Das Ergebnis der „Bürgerbewegung Pro NRW” bei 
den Kommunalwahlen 2009 


Strategische Optionen der 
„Bürgerbewegung Pro NRW” 


auch mit nonkonformen, patriotischen 
Politikansätzen erreichen.“ 

Die Methode zur landesweiten Aus- 
dehnung von Pro NRW vollzieht sich fol- 
gendermaßen:? 

D Tarnung als „ Bürgerbewegung „, und 
Gründung kommunaler Wählerge- 
meinschaften 

DB Präsenz zeigen in den Stadtteilen 

B Erstellen von „Bürgeranfragen“ bzw. 
„Bürgerbegehren“ 

DB Organisieren von Unterschriftssamm- 
lungen 

D Sammlung, Katalogisierung und An- 
schreiben von Adressen, Ausbau der 
lokalen Strukturen und Aufbau eines 
sympathisierenden Umfelds 

D Bei ausreichendem Bekanntheitsgrad 
Umfeld und Personalstamm wird ein 
Wahlantritt vorbereitet. 


Wahlergebnisse 


Die Beteiligung an der Kommunalwahl 
in Nordrhein-Westfalen brachte Pro 
NRW beim erstmaligen Antritt einen be- 
trächtlichen Erfolg. Pro NRW gelang es 
auf Anhieb in folgenden Städten in Frak- 
tionsstärke einzuziehen: Bergheim: 6,0 % 
(3 Sitze), Radevormwald: 5,1 % (2 Sitze), 
Dormagen: 4,5 % (2 Sitze) Gelsenkir- 
chen: 4,3 % (2 Sitze) und Leverkusen: 4,0 
% (3 Sitze). 

In allen übrigen Städten und Kreisen, 
schaffte es Pro NRW, überall mindestens 
mit einem Mandatsträger in die Kreis- 
und Stadträte. Pro NRW und Pro Köln 
konnten gegenüber der Kommunalwahl 
2004 die Anzahl ihrer kommunalen Man- 
date von damals 15 auf jetzt 46 Sitze in 
den Kreistagen, Stadträten und Bezirks- 
vertretungen in Nordrhein-Westfalen 
mehr als verdreifachen. 

Besonders in Bergheim erzielte Pro 
NRW hohe Stimmenanteile; 6,6 % in 
Bergheim-Mitte, 7,5 % in Zieverich und 
10,4 % in Quadrath-Ichendorf. Mit 5,7 % 
der Stimmen schaffte der Pro-NRW-Bür- 
germeisterkandidat, Hans Over, einen 
Achtungserfolg. Der Pro-NRW-General- 
sekretär Markus Wiener konnte bei seiner 
Bürgermeisterkandidatur in Radevorm- 
wald 4,1 % erreichen, Daniel Schöppe er- 
reichte in Dormagen 4 %. Bei der Kandi- 
datur für das Amt des Landrates gelang es 
dem Kölner Bernd M. Schöppe im 
Rheinkreis Neuss 5,5 % zu erreichen. 
Christoph Heger im Rheinisch-Bergi- 
schen Kreis erwarb 4 %. Im Durchschnitt 
entschieden sich fast 4 % der WählerIn- 
nen bei der Direktwahl der Stadt- und 
Kreisrepräsentanten für die BewerberIn- 
nen der Pro-Bewegung. 


Das gute Abschneiden von Pro NRW 
bei den Kommunalwahlen kommt jedoch 
nicht überraschend. Der Geschäftsführer 
des Meinungsforschungsinstitutes FOR- 
SA, Manfred Güllner, legte sich lange vor 
der Kommunalwahl in Nordrhein-West- 
falen fest, dass die Erfolgsaussichten 
rechtspopulistischer Parteien in Deutsch- 
land unter günstigen Voraussetzungen 
durchaus vorhanden sind. Dabei verwies 
er auf eine Umfrage des FORSA-Institu- 
tes, wonach mindestens 13 % der Wähle- 
Innen bereit wären, eine Partei rechts 
von der Union zu favorisieren.? Der Po- 
pulismusforscher Frank Decker äußerte 
sich folgendermaßen zu den Chancen von 
Pro Köln und Pro NRW:# „(...) die The- 
men der Partei seien zugkräftig, die Angst 
vor der Ausbreitung des Islams, das Un- 
behagen gegenüber der Zuwanderung 
und die Abneigung gegen politische Kor- 
rektheit — all das stößt bei mehr als fünf 
Prozent der Wähler auf Zuspruch.“ 


Versuch einer Zwischenanalyse 


Pro NRW wertet das Ergebnis als gran- 
diosen Erfolg und Meilenstein für die 
Landtagswahl 2010 in Nordrhein-Westfa- 
len. Gereon Breuer erläuterte: „So haben 
die Kommunalwahlen vor allem eines 
ganz deutlich gemacht: pro NRW ist der 
Stachel im Fleisch der Altparteien, denen 
die nackte Angst vor dem Verlust ihrer 
Pfründe im Nacken sitzt. Das Modell der 
pro-Bewegung als der einzigen rechtsde- 
mokratischen und patriotischen Kraft auf 
dem Boden des Grundgesetzes hat sich 
bewährt und bei der Landtagswahl am 9. 
Mai sind weitere überragende Erfolge zu 
erwarten.“ 

Der österreichische FPÖ-Europaabge- 
ordneten Andreas Mölzer stellte in einer 
Grußbotschaft fest:# „Ihr Erfolg zeigt, 
daß es patriotischen und nonkonformisti- 
schen Bewegungen und Parteien trotz des 
heftigen medialen Gegenwindes und 
Ausgrenzungen seitens des politischen 
Establishments möglich ist, die Wähler 
anzusprechen. Denn die Menschen wol- 
len wählbare Alternativen zu den Altpar- 
teien und Bewegungen, die ohne Rück- 
sicht auf den herrschenden linken Zeit- 
geist ungeschminkt die Probleme unserer 
Tage ansprechen.“ 

Tatsächlich sind die Wahlergebnisse im 
Hinblick auf die Landtagswahlen im 
nächsten Jahr als Rückenwind für die 
Pro-Bewegung zu werten. Der Versuch, 
auf kommunaler Ebene außerhalb Kölns 
Fuß zu fassen, ist gelungen. Es ist zu er- 
warten, dass auch in anderen Regionen 
Nordrhein-Westfalens, wo Pro NRW 

— 


diesmal nicht kandidiert hat, ähnliche 
Ergebnisse erzielt werden können. 

Pro NRW kann mit ihren Aussagen 
an vorhandene rassistische und islamo- 
phobe Einstellungen innerhalb der Be- 
völkerung anknüpfen. Die Pro-Bewe- 
gung profitiert von einem „hohen Fru- 
stationspotential gegenüber sozioöko- 
nomischen Verwerfungen, das sich un- 
ter anderem in personalisierenden Zu- 
schreibungen auf Zugewanderte nieder- 
schlägt (...). Soziale Fragen werden 
ethnisiert, in dem Migranten und Mi- 
grantinnen die Hauptschuld an wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Proble- 
men gegeben wird.“7 

Daher ist die Aufklärung über den 
rassistischen Charakter der „Bürgerbe- 
wegung Pro NRW“ besonders wichtig. 
Die undifferenziert und zugespitzt ge- 
führten Aussagen von Pro NRW über 
die Themen Islam/Islamismus und Mi- 
gration können in einer rational be- 
stimmten Auseinandersetzung entkräf- 
tet werden. Die Selbstinszenierung als 
„Anwalt der kleinen Leute“ gegen „die 
da oben“ muss thematisiert und demas- 
kiert werden. 

Michael Lausberg I 
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Viel Protest gegen sog. 
„Fest der Völker“ 


Die Befürchtungen sind nicht ein- 
getreten: Die NPD konnte nicht 
einmal ein Drittel des rechtsextre- 
men Publikums zum sogenannten “Fest 
der Völker”, wie sonst üblich, nach Pöß- 
neck mobilisieren. Ausgegangen wurde 
von ca. 1.500 Nazis. Gerade einmal ca. 
450 Nazis fanden den Weg in die thürin- 
gische Stadt. Und diese stießen auf eine 
breite Präsenz von Gegnern und Demo- 
kraten, die beherzte Sitzblockaden 
durchführten und klar zum Ausdruck 
brachten, dass diese Veranstaltung und 
die Präsenz der Nazis in Jürgen Riegers 
Schützenhof, unerwünscht sind. 


Am vergangenen Sams- ss; 
tag lud die rechtsextre- 
me NPD zum sogenann- 
ten „Fest der Völker“ in 
die ostthüringische 
Kleinstadt Pößneck. 
Dank reger Aktivitäten 
demokratischer und an- 
tifaschistischer Initiati- 
ven aus Pößneck, Saal- 
feld, Jena, Weimar, Er- 
furt, Leipzig Dresden, 
Offenbach und dem 
Ruhrgebiet (u.a.) sowie der Tatsache, dass 
sich auf Seiten der Neonazis Kader aus 
ganz Europa angekündigt hatten, rechne- 
ten die Ordnungskräfe mit dem 
Schlimmsten. Dementsprechend wurden 
seitens der Polizei mehrere Einsatz-Hun- 
dertschaften mobilisiert. 

Es gab den gesamten Tag über nahezu 
ununterbrochen Aktionen auf Seiten der 
demokratischen Gegenbewegung. Zum 
Einen zeigten sich zahlreiche Bündnisse, 
Initiativen, Vereine, Firmen und, ja es ist 
Wahlkampf, auch Parteien auf der „Meile 
der Demokratie“. Diese war in nur weni- 
gen hundert Metern Entfernung zum Nazi- 
Fest geplant. Da Letzteres jedoch am Vor- 
abend der Veranstaltung per Auflage auf 
das Gelände des sich im Besitz des NPD- 
Funktionärs und bekennenden Holocaust- 
Leugners Jürgen Rieger befindlichen 
„Schützenhauses“ ausweichen musste, 
war die räumliche Nähe leider nicht mehr 
gegeben. Trotzdem war die „Meile der De- 
mokratie“ ein sehr wichtiges politisches 
Zeichen und darf als Stärkung der bürger- 
lichen Initiativen gegen Rechtsextremis- 
mus verstanden werden. 

Um einiges wirkungsvoller waren die 
umfangreichen Blockadeaktionen sowie 
ein Demonstrationszug des antifaschisti- 
schen Aktionsnetzwerkes. Trotz erhebli- 
cher Behinderungen bei der Anreise durch 
Ausfälle im Bahnverkehr, fanden sich 
nach offiziellen Angaben zwischen 500 
und 800 Gegendemonstranten in der 
Kleinstadt ein. Es wurden die drei wich- 


tigsten Zufahrten zum Veranstaltungsort 
der Neonazis durch friedliche Sitzblocka- 
den versperrt. Leider entschieden die Ord- 
nungskräfte, den anreisenden Besuchern 
des Nazi-Festes den Zugang über einen 
Trampelpfad entlang der nahe gelegenen 
Bahngleise zu ermöglichen. Die Blocka- 
den konnten sich jedoch gegen die Ein- 
satzkräfte behaupten und hielten die Stra- 
ßen bis zum späten Nachmittag friedlich 
aber konsequent versperrt. Bis auf wenige 
Zwischenfälle, bei denen anreisende Fa- 
schisten mit PKWs entlang der Blockade 
geleitet wurden und es zu kurzen Aggres- 
sionsentladungen gegen die Fahrzeuge 
kam, blieb der Protest durchweg gewalt- 
; los. Die Einsatz- 
kräfte gingen nur 
vereinzel, dann 
aber leider unver- 
; hältnismäßig hart 
gegen Demons- 
tranten vor. Über 
; den gesamten Tag 
betrachtet, leiste- 
| ten sicher vor al- 
lem die Anti-Kon- 
; flikt Beamten und 
das Infoteam der 
Polizei gute Arbeit. 

Nachdem etwa 450 Rechtsextreme, teils 
mit erheblicher Verspätung und langen 
Fußmärschen um die blockierten Kreu- 
zungen herum, den Weg zum Schützen- 
haus gefunden hatten, endete der Anreise- 
strom der Faschisten auch schon. Statt der 
erwarteten 2500 Kameraden verirrte sich 
nur ein fünftel davon nach Pößneck. Da 
leider nicht davon ausgegangen werden 
kann, dass die Zahl der ewig Gestrigen 
plötzlich derart gesunken ist, liegt der 
Schluss nahe, dass die massiv zur Schau 
getragene Stimmung gegen das menschen- 
verachtende Weltbild der Neonazis Wir- 
kung gezeigt hat. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
der 12. September 2009 einmal mehr be- 
wiesen hat, dass es auch in der thüringi- 
schen Provinz keinen Platz für Neonazis 
gibt. Das „Fest der Völker‘ konnte zwar 
nicht gänzlich verhindert werden, aber den 
Nazis wurde ordentlich in die Suppe ge- 
spuckt. 

Es wird sich in den nächsten Wochen 
und Monaten zeigen, ob der Erfolg, und 
ein solcher war es ohne Zweifel, Früchte 
trägt. Vor allem anderen erwarten wir 
deutliche Signale der neuen Landesregie- 
rung in Thüringen. Alle potenziellen neu- 
en Ministerpräsidenten haben sich in Pose 
ablichten lassen, sollten die Damen und 
Herren Ihre Versprechen wieder verges- 
sen, werden wir demnächst vielleicht vor 
Ihrer Tür sitzen! 

www.lautgegennazis.de MM 
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Die Wahlen zum Sächsischen 
Landtag am 30. August 2009 ha- 
ben gezeigt, dass die NPD mit ih- 
ren populistischen Parolen gerade im 
Grenzgebiet zur tschechischen und polni- 
schen Republik auch in der bürgerlichen 
Gesellschaft Anhänger findet. Parolen wie 
„Grenzen sichern — Kriminalität wirksam 
bekämpfen“, „Touristen willkommen! 
Kriminelle Ausländer RAUS!“, „Polen-In- 
vasion stoppen!“ sowie die Losung „Gute 
Bildung durch weniger Ausländer“ zeigen 
klar den fremdenfeindlichen Charakter 
dieser Partei, sind jedoch in Teilen der Be- 
völkerung akzeptiert. An der Grenze zur 
tschechischen Republik wählten mehr 
BürgerInnen die NPD als es landesweit 
üblich war. Oppach (WK59) 11,9%,! Seif- 
hennersdorf (WK60) 10,4%2 und Ebers- 
bach (WK 60) mit 9,4 %3 Listen- 
stimmen für die NPD sei hier nur 
exemplarisch genannt. Der landes- 
weite Anteil an der Listenstimme für 
die NPD betrug 5,6 %#. 

Aber in der Grenzregion regt sich 
auch Hoffnung. So lud der Verein 
„Augen auf“ vom 11.-12. Septem- 
ber zum „Grenzgang Festival“ ein. 
Flankiert wurde das Festival mit ei- 
nem umfangreichen Begleitpro- 
gramm. So las Olaf Sundermeyer 
aus seinem kürzlich erschienenen 
Buch „In der NPD. Reisen in die National 
Befreite Zone“ in welchem er, nach mehr- 
jähriger Recherche, die Schattenseiten der 
NPD und ihren Anhängern beleuchtet. 
Weiterhin wurde unter dem Titel „Grenz- 
kriminalität — Eine Bilanz nach 2 Jahren 
der Grenzöffnung“ mit Vertretern der 
tschechischen und deutschen Polizei über 
die Möglichkeiten und Probleme der 
Grenzöffnung diskutiert. 

Am 11. September startete um 15 Uhr 
das Festival auf dem ehemaligen Grenz- 
übergang an der S 148/9 zwischen Neu- 
gersdorf und Rumburk. So gab es auf dem 
Festivalgelände die Möglichkeit an Work- 
shops wie zum Beispiel „Sich auf Tsche- 
chisch verständigen, Tschechisch verste- 
hen: DAS GRENZGANG-SPRACHLA- 
BOR“ und „WER HAT ANGST VORM 
SCHWARZEN MANN?“ teilzunehmen. 
Weiterhin gab es eine Grenzgang-Messe, 
bei der sich Vereine, Initiativen und Be- 
hörden vorstellen. Diese engagieren sich 
grenzüberschreitend oder in der Grenzre- 
gion für einen interkulturellen Austausch. 
An beiden Abenden des 11. und 12. Sep- 
tember gab es Konzerte mit mehreren 
Bands. Politische Aussagen, die zum Cha- 
rakter des Festival gepasst hätten, wurden 
jedoch vermisst, der Feiercharakter stand 
hier bei den BesucherInnen im Vorder- 
grund. 

Finanziert wurde dieses Großereignis 
durch lokale Sponsoren. Ebenfalls zählte 
die „Körber-Stiftung“, die „Bürger-Stif- 
tung“ und „die deutsche National-Stif- 
tung“ zu den Unterstützern des Ereignis- 
ses. Die deutsche National-Stiftung ver- 
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Schatten, Sonnenschein und die 
Extremismustheorie in Ostsachsen 


lieh auf Anregung der „Bürger-Stiftung“ 
Dresden ihren Förderpreis 2009, der mit 
20.000 Euro dotiert war, am Sonnabend 
den 12. September an das Projekt „Augen 
auf“. Etwa 60 Gäste folgten der Einla- 
dung zur Preisverleihung und der an- 
schließenden Podiumsdiskussion mit dem 
Titel „Von der Grenzregion zum offenen 
Europa — Chancen und Perspektiven“. 
Der Preis wurde durch Dirk Reimers als 
Vertreter der „deutschen Nationalstif- 
tung“ überreicht. In seiner Laudatio hob 
er hervor, dass „die Idee der Nation nicht 
den politischen extremen Kräften überlas- 


sen werden darf“. Im 
gleichen Tenor steht die 
Pressemitteilung der 
Stiftung vom 12. Sep- ® 
tember, in der es heißt: 
„Im 20. Jahr nach dem 
Mauerfall würdigt die 
Nationalstiftung damit eine private Initia- 
tive, die mit außergewöhnlich hohem per- 
sönlichem Einsatz im besonders struktur- 
schwachen Dreiländereck zur tsche- 
chischen Republik und Polen mit jugend- 
gerechten Angeboten extremistischen 
Tendenzen entgegen wirkt.“ 
Ursprünglich hatte die Initiative „Au- 
gen auf“ die Idee, mit einem Festival den 
Zittauer Marktplatz zu beleben. Aus- 
schlaggebend für diesen Gedanken war 


ihre Vermutung, dass „Radikale die Stadt 
erobern wollen“. Welche radikale Linke 
es in der Grenzregion geben soll, ließen 
sie offen. 

Während der gesamten Preisverleihung 
sowie der anschließenden Podiumsdis- 
kussion wurde links mit rechts gleichge- 
setzt, ganz im Sinne der Extremismus- 
theorie. 

Das Modell des politischen Extremis- 
mus besagt, „dass es eine demokratische 
Mitte der Gesellschaft gäbe, die durch ex- 
tremistische Ränder bedroht sei. Diese 
klare Aufteilung verharmlost Rassismus, 
Antisemitismus und andere Ungleichwer- 
tigkeitsideologien, die sich durch alle ge- 
sellschaftlichen Bereiche ziehen, oder 
blendet sie gänzlich aus. Zudem werden 
linke Gesellschaftskritik und antifaschisti- 
scher Widerstand mit dem Denken und 
Handeln von Nazis gleichgesetzt.“.® 

Die Vertreter von „Augen auf“ sowie 
der „deutschen Nationalstiftung“ wären 
vor ihren Äußerungen gut beraten gewe- 
sen, sich über die ostsächsische Provinz 
., ZU informieren. 
Dann hätten sie si- 
cherlich bemerkt, 
> dass, wenn sie 
schon diese Begrif- 
fe verwenden müs- 
2 sen, es in der Regi- 
on keine „linksex- 
tremistischen‘“ son- 
“ dern etliche 
„rechtsextremistische“ Tendenzen gibt. 
Aber dann hätte die Formel „links gleich 
rechts“ nicht funktioniert. 

Jens Thöricht, 
freier Journalist 


Quellen: 

1,2,3,4: Statistisches Landesamt Sachsen 

5: http://www.nationalstiftung.de/pdf/PM_12 
_09_09.pdf 

6 http://inex.blogsport.de/offener-brief-gegen;je- 
den-extremismusbegriff/ 


Französische extreme Rechte: 
Wachsende Teile der extremen Rechten bauen interna- 
tionale Kontakte in Europa - am Front National vorbei 


An diesem Samstag und Sonn- 
tag, 19. und 20. September, 
versammelte der Front Natio- 
nal seine (verbliebenen) Parteikader 
in Nanterre bei Paris - hinter ver- 
schlossenen Türen. Aus diesem Anlass 
versprach Jean-Marie Le Pen einen 
Wiederaufstieg der rechtsextremen 
Partei „auf den Platz, der ihr ge- 
bührt”. 


Niederschlagen soll sich dieser Wieder- 
aufstieg bereits bei den französischen Re- 
gionalparlamentswahlen, die in allen 22 
Regionen im März 2010 stattfinden wer- 
den. Aus diesem Anlass stellte der altern- 
de Parteichef, der selbst in Südostfrank- 
reich als Spitzenkandidat antreten wird 
(bevor er dann „2010 oder 2011“ endgül- 
tig die Parteiführung abgeben und an sei- 
ne Tochter Marine abtreten könnte), am 
Sonntag die Spitzenkandidaten für sämt- 
liche Regionen vor. Einzige überraschen- 
de Ankündigung: In der Normandie tritt 
der FN mit Nicolas Bay als Spitzenkandi- 
dat an. Noch vor einem Jahr war Nicolas 
Bay amtierender Generalsekretär einer ri- 
valisierenden rechtsextremen Partei, des 
MNER („Nationale republikanische Bewe- 
gung“), der 1999 unter Bruno M&gret - er 
nahm inzwischen seinen Abschied aus 
der aktiven Politik — entstanden war. Bay 
war jedoch im Herbst 2008 von seinen 
Parteiämtern zurückgetreten und hatte 
sich in einer eigenen Struktur, ‚Conver- 
gences nationales‘, an Marine Le Pen und 
an den FN (wieder) angenähert. 

Unterdessen hat sich ein wachsender 
Teil der extremen Rechten (die in den 
letzten anderthalb bis zwei Jahren organi- 
satorisch aufgesplittert erscheint, da es 
eine Reihe kleinerer Abspaltungen vom 
FN gegeben hat) dazu entschlossen, seine 
internationalen Kontakte auszubauen — 
ohne den FN und an ihm vorbei. 

Am 4. Oktober dieses Jahres organisie- 
ren die Blut und Boden-Rassisten der 
Vereinigung Terre & peuple (Volk und 
Erde) des neuheidnischen Rasseideolo- 
gen Pierre Vial — der im Raum Lyon an- 
sässig ist — eine größere Veranstaltung im 
Raum Paris. Die Gruppierung betreibt 
üblicherweise „Sonnenwendfeiern“, Aus- 
flüge zu historischen Stätten und sonstige 
Traditionspflege, die eine starke Ähnlich- 
keit zu früheren Aktivitäten im NS-Staat 
aufweisen. 


Terre & peuple: mit Vlaams Belang, 
ohne FN 


Am 4. Oktober 2009 nun veranstaltet Ter- 
re et peuple einen Kongress in Villepreux 
(zwischen Versailles und Trappes), der 
unter dem Titel „Für die Rückeroberung: 


Komm zurück, Charles Martel!“ steht. 
Der damalige fränkische Krieger „Karl 
Martell“ ging dafür in die geschichtliche 
Legende ein, dass er im Jahr 732 nach 
Christus „die Araber in der Nähe von Poi- 
tiers besiegt und die Ausbreitung des Is- 
lam in Europa gestoppt“ haben soll. 
(Auch wenn die historische Wirklichkeit 
weitaus komplizierter ist, da sich nicht 
organisierte Staaten gegenüber standen, 
sondern feudale Interessen mit wechseln- 
den Fronten. So kämpfte Charles Martel 


TERRE&PEUPLE 


® XIV: TABLE RONDE 
Dimanche 4 octohre 2009 


im damaligen Süd- 
westfrankreich zeit- 
weilig im Auftrag 
spanisch-arabischer 
Fürsten gegen ande- 
re, lokale Feudalher- 
ren.) 

Als Redner werden unter anderem Ver- 
treter der italienischen Lega Nord und 
des belgisch-flämischen Vlaams Belang 
(Hilde De Lobel) erwartet; aber nicht des 
französischen Front National, der bei den 
meisten militanten Strömungen der extre- 
men Rechten des Landes derzeit anschei- 
nend eher als Auslaufmodell gilt. 

Aber auch der in Deutschland lebende 
Franzose Pierre Krebs, „Vorsitzender des 
Thule-Seminars“, ist als Redner ange- 
kündigt. Das in Kassel ansässige „Semi- 
nar“ galt anfänglich als Versuch, im 
deutschsprachigen Raum das „Modell“ 
der Nouvelle Droite oder intellektuellen 
„Neuen Rechten“ zu verankern, und un- 
terhielt Kontakte zum GRECE und zu 
Alain de Benoist. 

Auch Krebs und seine Anhänger sind 
allerdings später in die Fahrwässer eines 
intellektuell eher flachen Rassismus ab- 
gedriftet, ähnlich wie Pierre Vial selbst, 
der ursprünglich aus dem GRECE 


Werbung für die Ver 


kommt, dessen hohen intellektuellen An- 
spruch man jedoch gegen eine relativ 
platte, oberflächlich angepasste NS-Ideo- 
logie eingetauscht hat. 

Erwartet wird auch Robert Spieler. Der 
elsässische rechtsextreme Regionalist, 
der früher Sprecher der Regionalpartei 
Alsace d’abord (Elsass zuerst) — einer 
Abspaltung vom FN — war, gehört seit 
Juni 2008 als führendes Mitglied zur neu- 
en, kleinen Sammelpartei Nouvelle Droi- 
te Populaire (NDP, „Neue Rechte der 
kleinen Leute“). 

Diese sammelt ausgetretene und ent- 
täuschte Ex-Kader des FN, ähnlich wie in 
den 90er Jahren die ‚Deutsche Liga für 
Volk und Heimat‘ frustrierten Republika- 
ner- und NPD-Fuktionären eine neue po- 
litische Heimat verlieh. Auch der langjäh- 
rige rechtsextreme Aktivist Jean-Gilles 
Malliarakis (in den 80er Jahren noch 
„Nationalrevolutionär“, 2007 dann zeit- 
weilig Sarkozy-Anhänger...) wird als 
Redner mit dabei sein. 


Die Identitaires: Draht zur Schweize- 
rischen Volkspartei (SVP) 


anstaltungen 


Am 17. und 18. Oktober dann steigt die 
große Sause in Orange. In der südfranzö- 
sischen Stadt von 30.000 Einwohnern re- 
giert bereits seit 1995 der rechtsextreme 
Bürgermeister Jacques Bompard, früher 
Front National, seit November 2005 zum 


rechtskatholischen, national-konservati- 
ven MPF — Mouvement pour la France, 
„Bewegung für Frankreich“ des Grafen 
Philippe de Villiers übergelaufen. Dort 
also findet am 11.11.2009, nicht der Be- 
ginn des Kölner Karnevals, sondern der 
„Konvent der identitären Bewegung“ - 
die Convention identitaire 2009 — statt. 
Und zwar mit ausdrücklicher Rückende- 
ckung aus dem Rathaus. 

Die „Identitären“, deren wichtigste Or- 
ganisationen in Frankreich der Bloc iden- 
titaire und der Jugendverband Jeunesses 
identitaires sind und denen die rechtsex- 
treme Presseagentur Novopress nahe 
steht, bilden eine aktivistische neofa- 
schistische Bewegung. Sie treten über- 
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wiegend mit einer außerparlamentari- 
schen Aktivität und Orientierung auf, be- 
teiligen sich jedoch in Frankreich biswei- 
len auch an Wahlen - in Konkurrenz zum 
FN. und mit einem radikaleren Profil. 
(Am 6. September 2009 erhielt einer ih- 
rer Kandidaten in Nizza, die Stadt ist eine 
Hochburg dieser Strömung, 7,7 % der 
Stimmen bei einer lokalen Wahl.) 

Dem Vernehmen nach findet deswegen 
in der rechtskonservativen Partei (MPF) 
von Philippe de Villiers ein gewisser 
Hauskrach statt. Im Juli dieses Jahres gab 
de Villiers eine Annäherung an Frank- 
reichs Regierungspartei UMP - die Partei 
Sarkozys — bekannt, und einen guten Mo- 
nat später trat der MPF einem gemeinsa- 
men „Verbindungskomitee“ mit der kon- 
servativ-liberalen Mehrheitspartei bei. 
Beide Parteien wollen schon ab dem ers- 
ten Wahlgang bei den kommenden Re- 
gionalparlamentswahlen im März 2010 
gemeinsame Kandidaturen aufstellen - 
das Leitungsgremium des MPF hatte die- 
ser Strategie in einem Beschluss vom 7. 
Juli 09 zugestimmt. „Der große Spagat 
zwischen UMP und ‚Identitären‘...“ (vgl. 
http://www.rue89.com/jean-yves-ca- 
mus/2009/09/03/mpf-de-lump-aux-iden- 
titaires-le-grand-ecart-ideologique) ist 
tatsächlich auf Dauer nicht so ganz ein- 
fach durchzuhalten. Jacques Bompard 
kritisiert inzwischen auch nach außen hin 
den offiziellen Kurs seiner (neuen, seit 
2005) Partei, und gab im August 09 der 
rechtsextremen Wochenzeitung ‚Minute‘ 
ein Interview, worin er ein „totales Vasal- 
lentum“ gegenüber der UMP kritisiert. 
Möglicherweise sucht er also bereits nach 
Verbündeten für den Tag, an welchem er 
den Abgang aus der für ihn viel zu „mo- 
deraten“ Rechtspartei tun könnte. 

Als Redner erwartet werden unter an- 
derem Jean-Yves Le Gallou (früher FN 
und MNR), der jetzt die Think Tank- 
Stiftung „Polemia“ anleitet, und der aktu- 
elle Vorsitzende der elsässischen Regio- 
nalpartei Alsace d’abord: Jacques Cor- 
donnier. „Hochkarätig“ sind aber vor al- 
lem die internationalen Gäste. Neben den 
Ablegern der „Identitären“ in Spanien- 
Katalonien sowie auf portugiesischem 
Boden (Cause Identitaria) trifft man auf 
Parteipolitiker von rechtsextremen Kräf- 
ten mit Massenanhang. Geplant ist na- 
mentlich ein Auftritt von Andreas Möl- 
zer, Europaparlamentarier der österrei- 
chischen FPÖ und ihr (antisemitisch ge- 
prägter) Ideologe, und von Franck Vanhe- 
cke — Europaparlamentarier und früherer 
Parteichef des _belgisch-flämischen 
Vlaams Belang (VB, „Flämisches Inte- 
resse“). 

Auch die rechtskonservative, an ihren 
rechten Rändern bis in den neonazisti- 
schen Dunstkreis hinreichende, Schwei- 
zerische Volkspartei (SVP) — die in ihrem 
Land immerhin schon bis zu 27 Prozent 
der Stimmen erhielt — wird mit von der 
Partie sein. Als Redner vertritt sie dort 
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Dominique Baettig, einer von zwei Bun- 
desräten (Abgeordneten) der SVP für den 
eidgenössischen Kanton Jura. Im Hoch- 
sommer 2009 wurden schon einige 
Schweizer Medien in höchstem Maße 
aufmerksam auf diesen geplanten Auftritt 
eines SVP-Parlamentariers in Orange. 
(Vgl.  http://www.20min.ch/ro/news/ro- 
mandie/story/13754812) Ein Vertreter 
oder eine Vertreterin des französischen 
FN ist hingegen nicht vorgesehen. 

Ähnlich hatten auch andere französi- 
sche Rechtskräfte in jüngerer Vergangen- 
heit den Front National völlig „übergan- 
gen“. Am 6. und 7. Dezember 2008 ver- 
anstaltete etwa der Club de 1’Horloge, ein 
aus der früheren intellektuellen „neuen 
Rechten“ hervorgegangener Think-Tank, 
in Paris seine „Jahresuniversität“. Dort 
sprach man über „den Populismus“ (so 
lautete offiziell das Thema) als eine Stra- 
tegie, um zum politischen Erfolg zu kom- 
men. Geladene Redner waren unter ande- 
rem Vertreter der österreichischen FPÖ, 
des Vlaams Belang und der italienischen 
Lega Nord. Hingegen war der französi- 
sche Front National nicht repräsentiert, es 
sei denn mit Ehemaligen, die ihm in jün- 
gerer oder mittlerer Vergangenheit den 
Rücken gekehrt hatten (Jean-Yves Le 
Gallou; Bernard Antony). 

Eine der Abspaltungen vom FN ist die 
Nouvelle Droite Republicaine (NDR, 


„Neue Republikanische Rechte“), die im 
September 2009 rund um den früheren 
FN-Politiker Jean-Francois Touze ent- 
stand und eher den pro-amerikanischen 
und pro-abendländisch auftretenden Flü- 
gel der extremen Rechten repräsentiert. 
(Einschließlich einer Pro-Israel-Ausrich- 
tung und einem eher philosemitischen 
denn antisemitischen Profil. 

Die NDR streicht zudem eine starke 
Pro-NATO-Sympathie heraus. Diese Ori- 
entierung steht im Widerspruch vor allem 
zu den „nationalrevolutionären“ und, in 
internationalen Fragen, stark anti-west- 
lich auftretenden Flügeln der extremen 
Rechten.) 

Im Vorfeld der Europaparlamentswahl 
vom 7. Juni 2009 rief die NDR, die publi- 
zistische Verbindungen zu prominenten 
Journalisten aus dem bürgerlich-konser- 
vativen Lager aufweist, in Frankreich zu- 
nächst zum „Wahlboykott“ auf. Kurz vor 
dem Wahltag fügte sie dann aber hinzu, 
in anderen EU-Ländern gebe es durchaus 
wählbare Parteien, und man rufe positiv 
zur Stimmabgabe zugunsten der FPÖ, 
des Vlaams Belang oder der Lega Nord 
auf. 

Der französische FN hingegen „so füg- 
te man hinzu, habe den Kampf gegen 
„den Islam“ schon längst aufgegeben. 

Bernhard Schmid, 
Paris 


hne die Hilfe von Nicholas Winton und seinem Zug wäre Eva Paddock und ihre fünf Jahre ältere 
Ö Schwester wohl nicht mehr am Leben. Die beiden Schwestern reisten 1939 im Winton-Train von 
Prag nach London und wurden so vor den Nazis gerettet. Die beiden Kinder wussten damals nicht, wo die 
Reise hinging und ob sie die Eltern noch mal sehen würden. Die Eltern überlebten die Besetzungszeit in 
der tschechischen Heimat. Nach dem Krieg fanden Eltern und Kinder wieder zueinander. 70 Jahre später 
saßen die Geschwister nun wieder in dem Zug von Prag nach London, der am 3. September 09 in Köln 
Station machte. Unter den Mitreisenden befanden sich die damals gereiteten Kinder mit Begleitern. Au- 
Berdem reiste Barbara Winton, Tochter von Nicholas Winton, mit. 

Die Reisenden wurden in Köln von Vertretern der Kölner Synagogen Gemeinde, des NS-Dokumentati- 
onszentrum und der kölnischen Gesellschaft für Christlich-Jüdisch Zusammenarbeit empfangen. Die histori- 
sche Eisenbahnfahrt soll ein Zeichen gegen Intoleranz und Inhumanität setzen. Das Projekt soll zeigen, 
was ein Einzelner erreichen kann, wenn er sich mit Zivilcourage für andere einsetzt. Denn durch die Zug- 
fahrt wurden nicht nur die 669 Kinder gerettet. Fast alle haben inzwischen Nachkommen auf die Welt ge- 
bracht, so dass sich die Zahl der geretteten Familienmitglieder insgesamt heute auf rund 5.000 Menschen 


beläuft, rechnet Eva Paddock vor. 


MWi 


:ausländer- und asylpolitik 


Massenabschiebungen in 
den Kosovo nach der Wahl 


BERLIN. „Am Tag nach der Bundestags- 
wahl beginnt in Deutschland die massen- 
hafte Abschiebung von Roma in den Ko- 
sovo“, befürchtet Ulla Jelpke, innenpoli- 
tische Sprecherin der Bundestagsfraktion 
DIE LINKE. Nach aktuellen Meldungen 
aus Nordrhein-Westfalen wird am 28. 
September die erste Sammelabschiebung 
von Düsseldorf nach Pristina stattfinden. 

Jelpke: „Ohne Rücksicht auf die Ver- 
hältnisse im Kosovo versuchen Bundes- 
und Landesregierungen derzeit, mög- 
lichst viele Roma und Angehörige ande- 
rer Minderheiten in den Kosovo abzu- 
schieben. Die Bundesregierung hat im 
Juli ein Rückübernahmeabkommen mit 
der Regierung in Pristina abgeschlossen, 
um Abschiebungen noch einfacher durch- 
führen zu können. Die Regierung in Pris- 
tina erhofft sich davon außenpolitischen 
Rückenwind durch die Bundesregierung. 

Besonders fleißig sind die CDU/FDP- 
regierten Länder Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen und Hessen. Sie haben 
bereits im Mai per Erlass die Ausländer- 
behörden angewiesen, verstärkt auf eine 
‚freiwillige Rückkehr‘ der Betroffenen zu 
drängen und andernfalls die Abschiebung 
anzudrohen. Derzeit leben zum Beispiel 
302 Roma in Münster, 250 im Kreis 
Steinfurt und in ganz Niedersachsen 
4.000 Menschen aus dem Kosovo unter 
der ständigen Angst, abgeschoben zu 
werden. Bundesweit ist mit einer fünf- 
stelligen Zahl potenziell Betroffener zu 
rechnen, darunter vor allem Roma und 
Angehörige anderer Minderheiten. Ich 
habe eine Kleine Anfrage der Fraktion 
initiiert, um die genauen Fakten offenzu- 
legen. 

Unter den betroffenen Roma sind viele 
Familien, deren Kinder hier geboren und 
aufgewachsen sind. Sehenden Auges zer- 
stören die Ausländerbehörden und Innen- 
minister von Bund und Ländern Lebens- 
perspektiven, die sich diese Menschen 
hier aufgebaut haben. Im Kosovo drohen 
ihnen Obdachlosigkeit, Armut und rassis- 
tische Übergriffe. Deshalb muss es jetzt 
eine großzügige Bleiberechtsregelung für 
diese Menschen geben, wie DIE LINKE 
sie im Bundestag (BT-Drs. 16/9143) und 
im niedersächsischen Landtag bereits ge- 
fordert hat.“ 

Berlin, den 16. September 2009 
Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin, Fraktion DIE LINKE. I 


Innenministerium beschleu- 
nigt Abschiebung der Roma 


NIEDERSACHSEN. Pro Asyl, Amnesty, die 
Gesellschaft für bedrohte Völker, Flücht- 
lingsräte in den Bundesländern stellen 


sich gegen eine Abschiebung der Roma 
in den Kosovo. Sie begründen dies mit 
den zu erwartenden Bedingungen für die 
Flüchtlinge, die entgegen den offiziellen 
Verlautbarungen kein menschenwürdiges 
Leben zu erwarten haben. Innenminister 
Schünemann, bekannt als Vorreiter res- 
triktiver Auslegung von Gesetzen zur Ab- 
schiebung und Verschärfungen von Ge- 
setzen gegen die Flüchtlinge hat seine 
Haltung erneut zur Abschiebung von 
Roma aus Niedersachsen bekräftigt. 

Die Grünen und die Linke haben im 
niedersächsischen Landtag die Forderung 
nach einem Abschiebestopp für Roma 
aus dem Kosovo gestellt. Der niedersäch- 
sische Innenminister Schünemann lehnt 
diese Forderung ab und hat dies in der 
Sitzung des Niedersächsischen Landtags 
am 26.8. in einer Rede formuliert. Nach 
Informationen des Flüchtlingsrats Nie- 
dersachsen wurden die Ausländerbehör- 
den in das Innenministerium geladen und 
angehalten, die Abschiebung von Roma 
nunmehr zügig einzuleiten. 

Flüchtlingsrat Niedersachsen I 


Bundesregierung ignoriert 
menschenunwürdige 
Zustände im griechischen 
Asylsystem 


BERLIN. „Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge will immer mehr Flücht- 
linge nach Griechenland abschieben und 
ignoriert damit die menschenunwürdigen 
Zustände im griechischen Asylsystem“, 
kommentiert die innenpolitische Spre- 
cherin der Bundestagsfraktion DIE LIN- 
KE., Ulla Jelpke die Antwort der Bundes- 
regierung auf eine Kleine Anfrage zu ak- 
tuellen Entwicklungen in der Asylpolitik 
(16/13881). Dabei hat erst vor wenigen 
Tagen ein Video die inakzeptable Be- 
handlung der Flüchtlinge in Griechen- 
land aufgezeigt. Die Abgeordnete weiter: 

Im zweiten Quartal des Jahres hat das 
Bundesamt in fast 400 Fällen um die 
Übernahme von Asylsuchenden durch 


Griechenland ersucht. Das sind dreimal 
mehr als im Vorjahreszeitraum. 

Formal ist Griechenland für die Bear- 
beitung von Asylanträgen zuständig, 
wenn die Flüchtlinge von dort in die EU 
einreisen. 

Selbst wenn die Betroffenen nicht un- 
mittelbar überstellt bzw. abgeschoben 
werden, ist ihr Aufenthalt in Deutschland 
dann nur geduldet, sie erhalten kein Asyl- 
verfahren. Es genügt nicht, nur Alte, 
Schwangere und Kinder von den Rück- 
überstellungen auszunehmen. Denn wie 
unfähig die griechischen Behörden sind, 
elementare Rechte der Schutzsuchenden 
zu garantieren, zeigt ein aktuelles Video 
im Internet mit schockierenden Bildern 
aus einer Flüchtlingsunterkunft auf der 
griechischen Insel Lesbos. In einem ca. 
100 qm großen Raum befinden sich 160 
Männer und Jugendliche, in bis zu vier- 
stockigen Betten. Die völlig verdreckten 
sanitären Anlagen befinden sich inner- 
halb des Raums. Kranke und erschöpfte 
Flüchtlinge vegetieren vor sich hin. Die 
griechischen Behörden scheinen sich 
nicht für ihre Situation zu interessieren. 

DIE LINKE. fordert, auf Rücküberstel- 


Foto: www.arbeiterfotografie.com 


lungen nach Griechenland zu verzichten 
und die Asylverfahren in Deutschland 
durchzuführen. Wir sind solidarisch mit 
den Aktivistinnen und Aktivisten des an- 
tirassistischen „No-border-Camps“, das 
gestern auf Lesbos eröffnet wurde. 
Das Video: http://athens.indymedia.org 
/front.php3?lang=el&article_id= 1069724 
Ulla Jelpke, MdB 
Innenpolitische Sprecherin 
Fraktion DIE LINKE. I 


Abschiebearzt geht straflos 
aus 


FRANKFURT. Das Amtsgericht Frankfurt 
hat den Facharzt für Psychiatrie Heinrich 
W. vom Vorwurf der fahrlässigen Tötung 
freigesprochen. W. habe in erheblichem 
Maße seine ärztlichen Sorgfaltspflichten 
verletzt, indem er den kurdischen Ab- 
schiebehäftling Mustafa Alcali nach ei- 
nem einzigen Gespräch als nicht suizid- 
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gefährdet einstufte. Dabei sei der Grund- 
satz der Psychiatrie missachtet worden, 
das eine länger dauernde Beobachtung 
Voraussetzung einer aussagekräftigen Di- 
agnose ist. Dieses Fehlverhalten sei je- 
doch nicht die direkte und eindeutige Ur- 
sache für den Suizid Alcalis gewesen. 
Vielmehr habe der Arzt den weiteren 
Fortgang der Ursachenkette bis zum Tode 
nicht mehr wesentlich beeinflussen kön- 
nen. 

Ein bezeichnendes Licht warf das Ver- 
fahren auf die Organisationsmängel der 
medizinischen Versorgung im hessischen 
Justizvollzug. Einer der Sachverständi- 
gen wies in seiner Aussage auf die Sum- 
me von Fehlern in der Organisation des 
Arbeitsablaufes hin. Obwohl alle fachlich 
ausgebildeten Ärzte, die in der Klinik tä- 
tig waren, im Urlaub waren, als Alcali in 
das Haftkrankenhaus Kassel überstellt 
wurde, sollte psychiatrisch behandelt 
werden. Der Angeklagte, 79 Jahre alt, 
musste mit einer 12-Stunden-Stelle de 
facto den gesamten psychiatrischen Sach- 
verstand der Einrichtung vertreten. 

Die Überstellung in die JVA Frankfurt, 
wo Alcali sich schließlich das Leben 
nahm, erfolgte an einem Freitag und das 
zu einer Zeit, wo kein Facharzt greifbar 
war. So blieb W.s Diagnose unhinterfragt. 
Nach einem kurzen Telefonat eines All- 
gemeinmediziners wurden starke Psy- 
chopharmaka abrupt abgesetzt, ein 
Kunstfehler. Die vorsitzende Richterin 
wies darauf hin, dass ein Beschluss des 
Landgerichtes Hanau möglicherweise 
ebenso ein Beitrag zum Suizid Alcalis 
war. Drei Berufsrichter hatten offenbar 
nicht wahrgenommen, dass die Diagno- 
sen der Ärzte völlig voneinander abwi- 
chen und deshalb dem Antrag des Rechts- 
anwaltes folgend ein Obergutachten hätte 
veranlasst werden müssen. 

Nachdem im Verfahren die Kette der 
Verantwortungslosigkeiten im hessischen 
Justizvollzug immerhin herausgearbeitet 
werden konnte, stellt sich die Frage der 
politischen Verantwortung. Der hessische 
Justizminister Banzer muss klarstellen, 
ob die Schnittstellenproblematiken, die 
Mängel in der medizinischen Dokumen- 
tation und der Organisationsabläufe heute 
beseitigt sind. 

Nur am Rande berührt hat dieser Pro- 
zess das Milieu, in dem sich der tödliche 
ärztliche Dilettantismus abspielte: Wo 
Abschiebungen vorbereitet werden, blüht 
die Zunft der begnadeteten Schnelldiag- 
nostiker. Es erscheint im Rückblick gera- 
dezu unglaublich, dass ein 79-jähriger 
Psychiater mit einem 12-Stunden-Ar- 
beitsvertrag für die psychiatrische Versor- 
gung mehrerer Justizvollzugsanstalten 
zuständig war. Das Fazit zieht PRO 
ASYL unter Nutzung einer leicht variier- 
ten Aussage von Kurt Tucholsky: die Ver- 
antwortung ist in viele Teile zerteilt und 
am Ende ist es jeder nur ein bisschen ge- 
wesen. Je größer das Organisationsversa- 
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gen, desto geringer die individuelle 
Schuld. 
Quelle: Pro Asyl News 14.8.2009 3 


Für eine nachhaltige Migra- 
tions- und Integrationspolitik 


Der DGB hat in einem Positionspapier — 
„Partizipation statt Ausgrenzung — Forde- 
rungen an die künftige Regierungspolitik 
zu Migration, Integration und Antirassis- 
mus“ — seine Anforderungen an die zu 
wählende Bundesregierung deutlich ge- 
macht. 

Menschen mit Migrationshintergrund 
sind konstitutiver Teil des Einwande- 
rungslands Deutschland. Sie sind Teil der 
kulturellen Vielfalt in den Kommunen, 
spielen eine wichtige Rolle in der Kultur 
und im Sport, sie sind Bestandteil der Ar- 
beitswelt. Als Betriebsräte und gewerk- 
schaftliche Vertrauensleute vertreten sie 
die Interessen ihrer Kolleginnen und Kol- 
legen, unabhängig von deren Herkunft. 

Dies ist ein Teil der Realität. Den ande- 
ren beschreibt der DGB so: „Gleichwohl 
bestehen insbesondere strukturelle Be- 
nachteiligungen in fast allen Lebensbe- 
reichen fort. Das gilt für die frühkindliche 
Bildung, für die allgemein bildenden 
Schulen, die Berufsaus- und Fortbildung 
und den Beschäftigungsbereich. Migran- 
tinnen und Migranten sind häufiger von 
Armut und Arbeitslosigkeit betroffen als 
die Bevölkerungsgruppe ohne Zuwande- 
rungsgeschichte.“ 

Der DGB sieht durchaus Fortschritte in 
der Integrationspolitik. So haben der 
DGB und die Gewerkschaften aktiv den 
Prozess der Entwicklung des Nationalen 
Integrationsplans begleitet und beteiligen 
sich an der Umsetzung. Denn obwohl der 
NIP strukturelle Integrationshemmnisse 
und rassistische Einstellungen ausblen- 
det, „ist er ein wichtiger Baustein zur 
Entwicklung einer nachhaltigen Integrati- 
onspolitik“. Deshalb müssten weitere 
Umsetzungsschritte und eine Weiterent- 
wicklung des NIP angegangen werden. 

Als positiv bewertet der DGB auch, 
dass das Allgemeine Gleichbehandlungs- 
gesetz (AGG) verabschiedet wurde. Die 
Antidiskriminierungsstelle (ADS) des 
Bundes allerdings steht unter massiver 
Kritik — zum Beispiel auch im Bundes- 
tag. Besonders bemängelt werden die 
Vorarbeiten zum Bericht der ADS und die 
Beteiligung des Beirats. 

Insgesamt werden in dem Positionspa- 
pier die verschiedenen Bereiche von Mi- 
grations-, Integrations- und Antirassis- 
muspolitik diskutiert — das reicht von Par- 
tizipation über Kultur der Anerkennung 
bis zu einer gemeinsamen Einwande- 
rungspolitik. 

Eines aber ist dem DGB dabei wichtig: 
„Der DGB und die Gewerkschaften for- 
dern den Bundestag und die Bundesregie- 
rung auf, die Einwanderung, die Integra- 
tion sowie den Schutz von Flüchtlingen 


und die Bekämpfung von Ausgrenzung 
und Rassismus nicht länger durch Einzel- 
maßnahmen zu regeln. Erforderlich ist 
eine — gemeinsam mit den gesellschaftli- 
chen Organisationen entwickelte — Stra- 
tegie zur nachhaltigen Gestaltung der Mi- 
grations-, Integrations- und Antirassis- 

muspolitik.“ 
Quelle: Publikation „Forum Migration 
September 2009“ I 


Bleiberecht für Hassan und 
seine Familie! 

BERLIN. Seit 17 Jahren lebt „Jugendliche 
ohne Grenzen“-Mitglied Hassan (22) in 
Deutschland. Hier hat er sein Abitur ge- 


macht und ein Jura Studium (2. Semes- 
nn 


Ein Symbol fällt! Die seit zwei 
_ Jahren geplanten Gentests für 

ausländische Staatsbürger, 
die im Rahmen einer Familienzusam- 
menführung ein Visum für die Einreise 
nach Frankreich beantragen, wird es 
doch nicht geben. Am Sonntag kün- 
digte Frankreichs Einwanderungsmi- 
nister Eric Besson an, das Vorhaben 
werde aufgegeben. 


Eine kurze Rückblende: Im Herbst 2007 
hatte die konservative Mehrheit im fran- 
zösischen Parlament die bisher letzte Fas- 
sung der Ausländergesetzgebung verab- 
schiedet. Wie schon in den Runden zuvor, 
brachte die Novelle zahlreiche Verschär- 
fungen für Immigranten. Zum umstrit- 
tensten Symbol des neuen Gesetzes wur- 
den aber die DNA-Tests: Um Ehegatten 
oder Eltern mit Kindern zusammenzu- 
führen, sollten zuvor deren biologische 
Verwandtschaftsverhältnisse überprüft 
werden. Infolge massiven Protests wur- 
den die Bestimmungen jedoch einge- 
dampft: Statt der Blutsverwandtschaft 
zum Vater sollte etwa nur noch jene zur 
Mutter per Gentest überprüft werden dür- 
fen. Kritiker/innen betrachteten diese Ge- 
setzespassage dennoch als Instrument 
systematischer Verdachtsschöpfung ge- 
gen Einwanderer, deren intime Sphäre in 
einer Weise ausgespäht werden solle, wie 
es europäischen Staatsbürgern in aller 
Regel nicht widerfährt. 


ter) begonnen. Doch jetzt soll er mit sei- 
ner Familie nach Jordanien abgeschoben 
werden, ihr Asylantrag wurde abgelehnt. 
Arabisch sprechen die Kinder nicht. 
Straftaten haben sie nie begangen. Seine 
jüngeren Geschwister sind in Deutsch- 
land geboren. Alle Geschwister gehen 
noch zur Schule. Hassan und Mohammed 
spielen seit mehreren Jahren in Dietzen- 
bacher Vereinen Fußball. Beide sind als 
Schiedsrichter für den DFB aktiv. 

Eigentlich kommt die Familie aus Pa- 
lästina, in Jordanien haben sie keinerlei 
Lebensperspektive. Jordanien erkennt sie 
zwar nicht als Staatsbürger an, hat aber 
nach intensivem Bemühen der ARGE Of- 
fenbach, die behauptet, die Familie käme 
aus Jordanien, zugestimmt, die Familie 
einreisen zu lassen. 

Die „Jugendlichen Ohne Grenzen“ 
(J.O.G.) haben eine Unterschriftenaktion 
gegen die Abschiebung gestartet, um die 
Landtagspetition für Familie Katheeb zu 
unterstützen. Ziel ist ein Bleiberecht für 
die Familie. 

Darüber hinaus setzen sich die Jugend- 
lichen Ohne Grenzen für ein Bleiberecht 
für geduldete und illegalisierte Flüchtlin- 
ge und die volle Akzeptanz der UNO- 
Kinderrechte von Flüchtlingsjugendliche 
in Deutschland ein. 

www.berlin.jogspace.net 9.9.09 I 


Französischer Innenminister: 


Auf frischer Tat bei rassisti- 
schen Äußerungen ertappt 


Da das Gesetz auch eine Frist zur „pro- 
beweisen“ (zeitlich auf 18 Monaten be- 
fristeten) Einführung bis spätestens zum 
Ende dieses Jahres vorsieht, kam Besson 
nun zu dem Schluss, dass ihm die vorhan- 
dene Zeit nicht zur Einführung der Tests 
ausreiche. In Wirklichkeit konnte Besson 
selbst sich nicht für eine Maßnahme be- 
geistern, die vom Gesetzgeber eingeführt 
wurde, als er selbst noch nicht Minister 
war. 

Sein damaliger Amtsvorgänger, Brice 
Hortefeux, inzwischen Innenminister, hat 
aber diesem „Rückzug“ der Regierungs- 
politik inzwischen zugestimmt. Er erklär- 
te, die Entscheidung des jetzigen Ein- 
wanderungsministerss zu unterstützen. 
Dagegen versuchten sich andere Politiker 
aus dem Regierungslager zu profilieren, 
indem sie öffentlichen Einspruch erho- 
ben. Der Fraktionsvorsitzende der Regie- 
rungspartei UMP, Jean-Frangois Cope£, 
erklärte etwa: „Das Gesetz (über die Gen- 
tests) ist verabschiedet worden, also muss 
es auch angewendet werden.“ Gesetz sei 
Gesetz. In Wirklichkeit geht es dabei 
auch um Profilierungsspiele innerhalb 
des Regierungslagers, wo Cop& etwa sich 
notorisch zu kurz gekommen fühlt, was 
die Verteilung von Ämtern und Posten 
betrifft. 

Hortefeux, der für die linke und linksli- 
berale Öffentlichkeit als gefährlicher Ein- 
peitscher und Scharfmacher in Sachen Si- 
cherheits-- oder Einwanderungspolitik 
gilt, hingegen schlägt sich im Augenblick 
eher den Verfechtern der „moderateren“ 
Position zu. Dies hat er aber auch nötig, 
um sein derzeit reichlich ramponiertes 
Image ein wenig zu reparieren, indem er 
sich betont „gemäßigt“ gibt. Am vergan- 
genen Freitag waren rassistische Äuße- 
rungen des Innenministers bekannt ge- 
worden. Bei der Sommeruniversität der 
UMP war ihm ein junges Parteimitglied — 
Amine Benalia-Brouch, der einen algeri- 
schen Vater hat — vorgestellt worden. Die 
Umstehenden insistierten beharrlich auf 
seiner Herkunft, stellten den jungen 
Mann als „ein Beispiel für Integration“ 
vor und erklärten ironisch: „Er isst 
Schwein und trinkt Bier.“ Hortefeux 
kommentierte dazu: „Einer muss immer 
dabei sein. Wenn es einen gibt, dann ist 
das in Ordnung. Aber wenn viele von ih- 
nen da sind, dann gibt es Probleme.‘ Hor- 
tefeux wusste nicht, dass seine Auslas- 
sungen aufgezeichnet wurden - die Szene 
ist aber inzwischen überall im Internet zu 
finden, nachdem die liberale Pariser 
Abendzeitung Le Monde darauf auf- 
merksam gemacht hatte. Eine Million 
Menschen haben das Video inzwischen 


im Internet betrachtet (vgl. 
http://www.youtube.com/watch?v=fA4i0 
QF37ho&feature=player_embedded, und 
für eine Abschrift des Wortlauts jeden- 
falls der umstrittensten Passage: 
http://tempsreel.nouvelobs.com/actualite 
s/politique/20090910.0BS0729/le_verba 
tim_des_propos_de_brice_hortefeux.htm 
D 

Nachträglich behauptet der Minister, er 
habe gar nicht von „Arabern“ gespro- 
chen, sondern — auf ironische Weise — 
von seinen „Landsleuten aus der Auver- 
gne“. Das ist kaum glaubwürdig, denn 
dass diese Schwein essen und Bier trin- 
ken, wäre keiner Erwähnung wert gewe- 
sen. Ferner stammt das junge Parteimit- 
glied gar nicht aus der Auvergne, sondern 
aus Dax südlich von Bordeaux. Horte- 
feux ist, so schreiben Blogs jetzt immer 
wieder, ein „Rückfalltäter“: Er hatte bei- 
spielsweise der — schwarzen — Staatsse- 
kretärin für Menschenrechte (und inzwi- 
schen für Sport), Rama Yade, auf einer 
Afrika-Reise zugeflüstert: „Wenn Du 
nicht aufpasst, lassen sie Dich nicht nach 
Frankreich zurück.“ 

Erfreulich ist, dass die öffentliche Mei- 
nung Hortefeux offenkundig nicht folgt. 
Die Popularitätswerte des Innenministers 
sind eingebrochen, von 34 Prozent „posi- 
tiver Meinungen“ fiel er innerhalb von 
zwei Tagen nach Bekanntwerden des Vi- 
deos (um sieben Prozentpunkte) auf nur 
noch 27 %. Der alternde Rechtsextreme 
Jean-Marie Le Pen verteidigt nun die 
Auslassungen des Ministers gegen eine 
„Gesinnungspolizei“; betont aber, er 
selbst würde „bei vergleichbaren Äuß- 
rungen längst in Fleury-M£rogis (d.h. im 
Knast, Anm.) sitzen‘ — während seine auf 
„Modernisierung“ bedachte Tochter Ma- 
rine Le Pen sogar auf Abstand zu ihm 
ging: „Hortefeux kann nicht einmal einen 
gut integrierten jungen Franzosen auslän- 
discher Herkunft von den nicht integrier- 
ten unterscheiden.“ — 

Die Antirassismusorganisation MRAP 
hat inzwischen in der Öffentlichkeit an- 
gekündigt, bis Ende dieser Woche Straf- 
anzeige gegen den amtierenden französi- 
schen Innenminister zu erstatten, unter 
dem Vorwurf (so lautet der Straftatbe- 
stand) der „Aufstachelung zum Rassen- 
hass“. 

Bernhard Schmid, Paris M 
(Ein kleines satirisches Filmchen kursiert derzeit im 
Internet über Brice Hortefeux in der Defensive. In 
Bezug auf das, ansonsten überaus fragwürdige, 
„Original“ des an dieser Stelle zwecksentfremde- 
ten Films bitte nicht allzu bierernst nehmen! Also, 
hier der Link dazu: hitp://tv.lepost.fr/ 
2009/09/14/1695423_la-chute-version-horte- 
feux.html) 
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AntimilitaristInnen wollen 
Bundeswehr „das Rückgrat 
brechen” 


Die antimilitaristische Initiative „kehrt 
marsch — Den Bundeswehrwerbefeldzug 
stoppen!“ ruft zu Aktionen gegen den 
„lag der Reservisten“ um den 26. Sep- 
tember auf. 

Seit 2001 führt der Reservistenverband 
jährlich den so genannten „Tag der Re- 
servisten“ durch, an dem in verschiede- 
nen Städten Veranstaltungen stattfinden. 
Neben Musik, Gewinnspielen und Ange- 
boten für Kinder versucht der Reservis- 
tenverband mit dem Event Werbung für 
sich und die Bundeswehr zu machen. Ziel 
sei es „ein positives und geschlossenes 
Gesamtbild von Bundeswehr und Reser- 
ve abzugeben“, heißt es im eigens für den 
Tag der Reservisten herausgegebenen 
Handbuch. Zu diesem Zweck werden bei 
zahlreichen Veranstaltungen auch Ju- 
gendoffiziere und Wehrdienstberater der 
Bundeswehr anwesend sein. Teilweise 
soll auch Kriegsmaterial ausgestellt und 
vorgeführt werden. 

Zudem wird der Reservistenverband 
versuchen, die „zivil-militärische Zusam- 
menarbeit im Inland“ und Auslandseinsät- 
ze, bei denen Reservisten „vor allem in 
Spezialfunktionen gebraucht“ werden, in 
ein positives Licht zu rücken. Soziales 
Engagement soll das Image steigern und 
die Presse für „kostenfreie Werbung“ be- 
nutzt werden. Der Reservistenverband 
wird von Bundestagsabgeordneten der 
Regierungsfraktionen geführt; Ziel sei es 
— wie es beschönigend im Handbuch heißt 
— „den Auftrag und das Image der Streit- 
kräfte, sowie das sicherheitspolitische Be- 
wusstsein in der Öffentlichkeit zu stär- 
ken“. 

Die Initiative „kehrt marsch“ ruft zu 
dezentralen Aktionen gegen die Veran- 
staltungen auf. Auf ihrer Homepage 
www.kehrt-marsch.de verweist die anti- 
militaristische Initiative auf den Termin- 
kalender des Reservistenverbands und 
stellt Flyerentwürfe für Aktionen als 
Download zur Verfügung. „Wenn der Re- 
servistenverband und Bundeswehr versu- 
chen ‚flächendeckend‘ Werbung für sich 
und ihre Kriege zu machen, dann müssen 
wir dem ‚flächendeckend‘ entgegentre- 
ten“, erklärt einer der Organisatoren, und 
ergänzt: „In den nächsten Wochen gibt es 
viele Möglichkeiten gegen Militarisie- 
rung und Kriegspropaganda aktiv zu wer- 
den.“ www.kehrt-marsch.de I 


Ehrenmal dient der Kriegs- 
Rechtfertigung 


„Dass sich die Bundeswehr nicht scheut, 
wenige Tage, nachdem sie nahe des af- 
ghanischen Kunduz ein Massaker verübt 
hat, sich selbst ein ‚Ehrenmal‘ zu stiften, 
ist perfide“, erklärte die Bundestagsabge- 
ordnete Ulla Jelpke (DIE LINKE) anläss- 
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lich der Einweihung des „Ehrenmals der 
Bundeswehr“. Der Bau werfe zahlreiche 
Fragen auf, so Jelpke weiter: „Etliche 
derjenigen Soldaten, die in den ersten 
Jahrzehnten nach Gründung der Bundes- 
wehr ums Leben gekommen sind, haben 
zuvor in Wehrmacht oder Waffen-SS ge- 
dient. Ich habe heute eine Kleine Anfrage 
formuliert, um genaue Angaben hierüber 
zu erhalten und zu erfahren, ob bei den 
namentlichen Nennungen der Verstorbe- 
nen auch Kriegsverbrecher sind. 

Die Inschrift des ‚Ehrenmals‘ behaup- 
tet, die Soldaten seien ‚für Frieden, Recht 
und Freiheit‘ gestorben. Das ist gelogen. 
Es verdeutlicht aber das oberste Ziel des 
Bauwerks: Eine ideologische Rechtferti- 
gung für die kriegerische Außenpolitik zu 
liefern. Dafür wird dann auch die Trauer 
von Angehörigen instrumentalisiert. 

Deutsche Soldaten werden zum Töten 
im Dienste der kapitalistischen Profitsi- 
cherung in die Welt geschickt — daran ist 
nichts ehrenvoll.“ 

Ulla Jelpke, MdB 


„Der Frieden ist der Ernst- 
fall” 


DORTMUND. Drei Tage nach dem 60. Jah- 
restag des Überfalls auf Polen ließen 
deutsche Militärs wieder „zurückschie- 
ßen“: diesmal schneller und „robuster“ 
durch einen bestellten Luftangriff bei 
Kundus. Vor diesem Hintergrund wurde 
am vergangenen Samstag auf dem Sow- 
jetischen Soldatenfriedhof in Stuken- 
brock der Opfer des Zweiten Weltkrieges 
und der Befreiung vom Faschismus ge- 
dacht - und Frieden eingefordert. 

Prof. Dr. Arno Klönne konnte aus eige- 
nem Erleben die Entwicklung Deutsch- 
lands vom letzten Weltkrieg hin zu neuen 
„Stabilisierungseinsätzen“ und „Kampf- 
handlungen“ skizzieren. Darin nimmt 
auch die Senne — immer noch — ihren 
Platz ein. Diese weitläufige Landschaft in 
Ostwestfalen, in der Stukenbrock liegt, 
hat eine lange militärische Tradition. Hier 
wird seit 1888 für den Krieg geübt. Aktu- 
ell in der Diskussion sind „Attrappen“, 
mit denen der Häuserkampf gegen „Auf- 
ständische“ geübt werden kann. 


Schon im Ersten Weltkrieg gab es hier 
Gefangenenlager. Erinnert wurde an die 
kurze friedliche „Zwischennutzung“ des 
Lagers Staumühle durch den Pädagogen 
Richard Schirrmann, den „Erfinder“ der 
Jugendherbergen, der hier ein Kinderdorf 
betreute. Klönne und auch Werner Höner, 
der engagierte Sprecher der Initiative 
„Blumen für Stukenbrock“ erinnerten da- 
ran, dass die Geschichte des Stammlagers 
VIK (326) immer noch verdrängt und in- 
strumentalisiert wird: Die rote Fahne auf 
dem Obelisken, die die sowjetischen Ge- 
fangenen gleich nach ihrer Befreiung dort 
angebracht hatten, wurde entfernt und 
fehlt immer noch. Der Wunsch der Über- 
lebenden, sie wieder anzubringen, wird 
unterlaufen. 

Dimitri Orlow (101) und Prof. Dr. Wla- 
dimir I. Naumov aus Moskau, die beide 
an der Einweihung des Obelisken am 2. 
April 1945 beteiligt waren, riefen insbe- 
sondere die jüngeren Teilnehmer auf: 
„seid wachsam! Nie wieder Faschismus! 
Nie wieder Krieg!“ Verlesen wurde ihr 
Grußwort von Walborg Schröder, der 
Vorsitzenden der „Deutsch-Russischen 
Gesellschaft Rhein-Ruhr“. 

Sprecher der VVN/BdA und von Pax 
Christi unterstützten in ihren Grußworten 
dieses Anliegen. Die Bedeutung des Sow- 
jetischen Friedhofes und seiner Ge- 
schichte für die jüngere Generation be- 
tonte Chris Kuhlpeter vom Vorstand der 
LandesschülerInnenvertretung NRW. 

NRW-Ministerpräsident Dr. Jürgen 
Rüttgers ließ sich entschuldigen und ei- 
nen Kranz am Obelisken ablegen. Vertre- 
ten waren die Konsulate der Russischen 
Föderation, Kasachstan Frankreich und 
Italien, MdB Inge Höger, Anneliese Bun- 
tenbach (DGB-Vorstand) sowie Vertreter 
der Gemeinde und des Kreises Gütersloh. 

Einen praktischen Beitrag, um die Ge- 
schichte dem Vergessen zu entreißen, 
leisteten Schüler der Bertha-von-Suttner- 
Gesamtschule Dormagen. Sie rekonstru- 
ierte den Hauptweg des benachbarten 
„Italiener-Friedhofes“ und legten dort als 
„Wegmarken“ Steine vom Rhein ab, die 
sie vorher mit Motiven aus der Verfol- 
gung der NS-Opfer gestaltet hatten. 

VVN-BdA NRW I 


Richard hardt ® 
Dominik Clem 


Neues Buch zur sozialen 
Demagogie der Neonazis 
erschienen 


Soziale Demagogie von Neonazis hat ge- 
rade zu Zeiten des Wahlkampfs Hoch- 
konjunktur. Gerne präsentieren sich Neo- 
nazis als gesellschaftliche „Kümmerer“, 
die Probleme anpacken und den „kleinen 
Leuten“ hilfreich unter die Arme greifen 
— von Hausaufgabenhilfe bis zur Bera- 
tung zu Hartz IV. 

Dass dies jedoch kein neues Phänomen 
ist und welche menschenverachtenden 
und demokratiefeindlichen Gedanken 
hinter ihren Parolen stehen, wird durch 
das neu erschienene Buch „Volksgemein- 
schaft statt Kapitalismus — Zur sozialen 
Demagogie der Neonazis“ deutlich: Es 
vermittelt einen guten Einblick in die ver- 
schiedenen Strömungen der alten und 
neuen Nazis, die ihre völkisch-rassisti- 
sche und antisemitische Politik mit einem 
Mäintelchen des Sozialen umwölken. So 
finden sich im Buch Texte zum Globali- 
sierungsdiskurs der NPD-Postille „Deut- 
schen Stimme“, zu den Autonomen Na- 


tionalisten, zur nationalrevolutionären 
Fraktion innerhalb der NSDAP sowie der 
rassistisch aufgeladenen Sozialpolitik der 
NPD. 

Mehrere Hintergrundtexte beleuchten 
den Begriff der Volksgemeinschaft und 
das Schlagwort des „Antikapitalismus 
von Rechts“. Thematisiert wird auch die 
grundsätzliche Problematik einer ver- 
kürzten Kapitalismuskritik (Stichwort 
„Heuschrecke“), die durch Personalisie- 
rungen und einer rigiden Gegenüberstel- 
lung von Finanz- und Industriekapital 
schnell antisemitische Klischees bedient. 

Eine Ergänzung finden die Artikel, die 
sich inhaltlich mit den Positionen der 
Neonazis auseinandersetzen durch einen 
Beitrag, der die notwendigen gewerk- 
schaftlichen Gegenstrategien in den Mit- 
telpunkt stellt. Hierzu gehört das Eintre- 
ten gegen neoliberale Politikvorstellun- 
gen und für soziale Gerechtigkeit genau- 
so wie eine offensive Auseinandersetzung 
gegen rechtsextreme Aktivitäten in Be- 
trieben, Bündnissen mit der Zivilgesell- 
schaft und innerhalb der Gewerkschaften. 

Quelle: Publikation „Aktiv + Gleich- 
berechtigt September 2009“ 


Richard Gebhardt/ Dominik Clemens 
(Hg.): Volksgemeinschaft statt Kapi- 
talismus? PapyRossa-Verlag Köln, 
Neue Kleine Bibliothek 137, 187 Sei- 
ten, EUR 12,90 [D] / EUR 13,40 [A] 
ISBN 978-3-89438-408-1 


Raimund Gaebelein: 
Begegnung ohne Rückkehr 


Auf der Suche nach den Opfern eines 
Rachefeldzuges Meensel-Kiezegem - 
Neuengamme - Bremen 1944-2009 


Die KZ-Außenkommandos Schützenhof 
und Blumenthal in Bremen erweisen sich 
1944/45 für 15 belgische Häftlinge als 
Orte der Drangsal und des Todes. Die Su- 
che nach den Opfern und ihren Schicksa- 
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kel screen partner); Bernhard Strasdeit; Volkmar Wölk. 


len führt die Angehörigen nach Neuen- 
gamme und Bremen. Im Laufe der Be- 
gegnungen und Treffen mit Bremer Bür- 
gern fragte man seit 2002 nach Wegen 
und Formen, die es Menschen von heute 
und insbesondere der jüngeren Generati- 
on ermöglichen zu erkennen, wie Fa- 
schismus und Krieg nachbarschaftliche 
Beziehungen zerstören. Die Publikation 
will dazu einen Beitrag leisten und führt 
die Geschichte der belgischen Häftlingen 
in Neuengamme und Bremen auf der Ba- 
sis umfangreicher Recherchen und Befra- 
gungen erstmals dem deutschen Leser 
vor Augen. 

Raimund Gaebelein, geboren 1947, 
war nach dem Studium der Geschichte, 
Politik und Philosophie 1978-2007 Leh- 
rer und Sozialbetreuer in Sprachschulen, 
Wohlfahrtsverbänden und Betrieben in 
Bremen. Er ist Bundesausschussmitglied 
und Landesvorsitzender der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund der 
AntifaschistInnen in Bremen, Herausge- 
ber des „Bremer Antifaschist“ und Mit- 
glied des Stadtteilbeirates Gröpelingen. 


Raimund Gaebelein: Begegnung ohne 
Rückkehr - Auf der Suche nach den 
Opfern eines Rachefeldzuges - Meen- 
sel-Kiezegem - Neuengamme -Bre- 
men 1944-2009. Mit einem Grußwort 
von Chris Desaever-Cleuren und einem 
Nachwort von Detlef Garbe. Donat 
Verlag, 64 Seiten, 14 Abbildungen, 

2 Karten, Rückenstichheftung, 7,00 
Euro - ISBN 978-3-938275-61-0 
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:aus der faschistischen presse 


Adolf Hitler als Mann des 
Jahres 


Nation & Europa September 2009 
„Nation & Europa“ gilt allgemein als die 
auflagenstärkste Publikation des deutschen 
neofaschistischen Spektrums. Keiner der 
einschlägigen Parteien direkt verbunden, 
erscheint sie bereits im 59. Jahrgang und ist 
somit zumindest die beständigste Rechts- 
Postille. Da sich die Septemberausgabe 
hinsichtlich neuer Gedanken in keiner Wei- 
se hervortut, ergibt sich die Gelegenheit, 
den Versuch zu unternehmen, anhand des 
Inhalts der beliebigen Ausgabe herauszu- 
finden, was die Ursache dieses unzweifel- 
haften Erfolges ist. Dabei beschränken wir 
uns auf die Inhalte des Magazins und lassen 
alle äußeren Gründe außerhalb der Be- 
trachtung. 

Das Heft beginnt populistisch und nicht 
offensichtlich rechts: Unterhalb eines fin- 
gierten gemeinsamen Wahlplakates von 
CDU und SPD, mit einem Januskopf, der 
sowohl Merkels (vorne) als auch Steinmei- 
ers Züge (hinten) trägt und fordert „Glaubt 
uns!“, stehen, satirisch überhöht, die Wahl- 
versprechungen, die wir Wähler(innen) 
glauben sollen: „Vier Millionen neue Ar- 
beitsplätze +++ Rentengarantie +++ Steu- 
ersenkungen +++ Schuldenabbau +++ Zu- 
kunft fuer alle +++und immer prima Kli- 
ma...‘“. Die geschickt gemachte Grafik ent- 
larvt die Ankündigungen als das, was sie 
sind: Wahlversprechungen eben, auf deren 
Erfüllung kaum jemand auch nur einen 
Cent wetten würde. 

Etwas deutlicher wird die Richtung auf 
der hinteren Umschlagseite, auf der vom 
verlagseigenen „Buchdienst Nation Euro- 
pa“ zwei Bücher beworben werden: In rei- 
Berischer Aufmachung „informiert“ Thors- 
ten Mann unter dem Titel „Rote Lügen im 
grünen Gewand“ über den „kommunisti- 
schen Hintergrund der Öko-Bewegung“: 
„Zahlreiche Spitzenfunktionäre der ‚Grü- 
nen‘ entstammen kommunistischen Kader- 
gruppen. Ein Zufall? Nein, sagt Buchautor 
Thorsten Mann. ‚Grüner‘ Politik liegen 
nicht etwa ökologische Absichten zugrun- 
de, sondern rein ideologische Motive, die 
darauf abzielen, die Volkswirtschaften in 


den Ruin zu treiben. An ihrer Stelle soll ein 
globaler Umverteilungsstaat errichtet wer- 
den, der von einer zur Weltregierung ausge- 
bauten UNO planwirtschaftlich kontrolliert 
wird. Das Buch... dokumentiert... die ver- 
blüffenden Ähnlichkeiten zwischen den 
Planungen der einstigen Sowjetkommunis- 
ten und — was kein Widerspruch ist — der 
US-amerikanischen Hochfinanz.... Unter 
dem Deckmantel des Umwelt- und Kli- 
maschutzes droht die ‚Neue Weltord- 
nung‘““. In dem kurzen Text finden sich be- 
reits wesentliche Bestandteile einer der 
zentralen, immer wiederholten Behauptun- 
gen der N&E-Macher(innen): US-Hochfi- 
nanz auf der einen und Kommunist(inn)en 
haben das gleiche Ziel: eine neue Weltord- 
nung. In wessen Auftrag, bleibt an dieser 
Stelle noch ungesagt. Auf den beiden Um- 
schlaginnenseiten, die ebenfalls Anzeigen 
des Buchdienstes enthalten, werden die his- 
torischen Vorbilder der Redaktion deutlich. 
Beworben werden Titel wie „SS-Panzer- 
grenadier“, „Soldat bis zum letzten Tag“ 
des Wehrmachtsfeldmarschalls Albert Kes- 
selring und natürlich darf auch das vorerst 
letzte Buch des britischen Holcaustleug- 
ners David Irving „Meine Gefängnisse“ in 
dieser Sammlung nicht fehlen. Angeboten 
wird all das, was des Alt- und Neonazis 
Herz erfreut. 

Kommen wir zum redaktionellen Teil: 
Der besteht zum einen und (im wörtlichen 
Sinn) zuerst aus populistischen, derzeit ak- 
tuellen Behauptungen und Themen, die 
nicht speziell faschistisch sind, aber zu ei- 
ner tiefbraun gefärbten Sicht der Dinge hin- 
führen sollen: N&E Herausgeber Harald 
Neubauer fordert im Editorial, „Von Palm- 
ström (zu) lernen und nimmt darin u.a. die 
ministerielle Sprachregelung, die Bundes- 
wehr führe in Afghanistan keinen Krieg, 
aufs Korn. Hilmar Gerber schreibt passend 
zum Titelbild über „Parteien und ihre Ver- 
sprechungen“ und nennt seinen Beitrag 
„Wer einmal lügt...‘“. Weiter geht es mit 
„Ulla Schmidts Dienstwagen-Affäre“, die 
„kein Einzelfall“ ist, „Japanische(n) Gelän- 
dewagen für die Bundeswehr‘ und weite- 
ren Meldungen und Beiträgen mit ähnli- 
chem Tenor. Es werden tatsächliche oder 
vermeintliche Missstände und Skandale 
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aufgegriffen und im Sinne eines vermeint- 
lich „gesunden Volksempfindens“ kom- 
mentiert. Die Weltsicht dabei ist eher 
dumpf (und dumm) reaktionär als faschis- 
tisch. Typisch für diese Haltung ist ein Ab- 
satz aus einem Beitrag von Karl Richter, 
der für die NPD im Münchener Stadtrat 
sitzt, zum Thema „Deutscher Bildungsnot- 
stand: Wer rettet unsere Schulen?“: „„Frü- 
her‘ — das ist noch nicht so lange her. Wir 
sprechen von den sechziger und siebziger 
Jahren des letzten Jahrhunderts. Gewiß, es 
gab die ersten Auswüchse der 68er-Päda- 
gogik, es gab Mengenlehre und andere 
Kopfgeburten ‚reform‘orientierter Bil- 
dungspolitiker. Im wesentlichen aber ver- 
lief das Schulleben in geordneten Bahnen, 
der Frontalunterricht war noch unumstrit- 
ten und die Klassen meist viel größer als 
heute... Die maximal zwei oder drei Aus- 
länderkinder waren unproblematisch, und 
wer nicht mitkam, fiel durch und wieder- 
holte die Klasse“. 

Das aber ist nur der konserva- 
tiv/reaktionäre Mantel der einen tiefbrau- 
nen Inhalt um- und verhüllen soll. Bleiben 
wir beim genannten Aufsatz Karl Richters, 
in dem sich auch folgender, völlig ironie- 
frei gemeinter Satz findet: „Man muß sich 
nicht zu der Auffassung versteigen, dass 
die Deutschen immer schon intelligenter 
gewesen seien als andere (obschon es da- 
für aussagekräftige anthropologische Be- 
funde gibt“. Zum Nationalismus kommt 
der Rassismus. In einem Beitrag mit dem 
Titel „Wem ist Michael Jackson zuzuord- 
nen: Schwarzes Rassebewußtsein‘“ heißt 
es: „Naive — sprich: linke — Weiße waren 
davon ausgegangen, dass der ‚Rassismus‘ 
in dem Maße verschwindet, wie es gelingt, 
tatsächliche oder vermeintliche Benachtei- 
ligungen von Schwarzen zu beseitigen. 
Aber die emanzipierten Afroamerikaner, 
gerade auch Linke wie Jesse Jackson, sind 
sich ihrer Herkunft und Identität mehr 
denn je bewusst. Sie pflegen den rassi- 
schen Unterschied... und denken gar nicht 
daran, die ‚politisch korrek- 
te“‘Selbstverleugnung der Weißen zu imi- 
tieren“. Rassismus ist also ganz normal. 
Fehlt noch der Antisemitismus, der von 
Detlev Rose beigesteuert wird, der nicht 
müde wird, in seinem Aufsatz „Noch mehr 
Macht für ‚Federal Reserve‘: Der Bock als 
Gärtner“ den jüdischen Anteil am US- 
amerikanischen Bankensystem zu beto- 
nen. Der US-Zentralbankchef heißt bei 
ihm dann Ben Shalom Bernanke. 

Das noch fehlende „Sahnehäubchen“ 
bildet dann die Rechtfertigung und Ver- 
herrlichung des Nazifaschismus. Stellver- 
tretend sei dazu aus einem Leserbrief von 
Dr. Kurt Dannhauser aus Ettlingen zitiert: 
„Im September jährt sich nach 2000 Jahren 
der Monat der Hermannschlacht. Einen an- 
deren Jahrestag aus dem letzten Jahrhun- 
dert meiden freilich die pc-konformen 
Massenmedien wie Schiffe ein Minenfeld: 
Vor 70 Jahren, am 4. Januar 1939, wählte 
das US-Nachrichtenmagazin TIME Adolf 
Hitler zum ‚Mann des Jahres‘“. 

„Nation & Europa“: Dumme Konserva- 
tive, Reaktionäre und Faschisten — für alle 
ist etwas dabei. tr 


